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1. Der Einfluss bildungspolitischer Maßnahmen auf Schulentwicklungsprozesse und 
das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen  
„Seit Ende 2001 beeinflusst die PISA-Studie in einer historisch einmaligen Weise sowohl die 
bildungspolitische wie die erziehungswissenschaftliche Diskussion in Deutschland“ (Tillmann 
u.a. 2008: 11). Dieser Satz, der dem Forscherteam um Klaus-Jürgen Tillmann als Einleitung 
ihrer Studie „PISA als bildungspolitisches Ereignis“ diente, kann nach wie vor Anspruch auf 
Gültigkeit erheben – allerdings mit einer bedeutsamen Einschränkung: Der Einfluss von PISA 
geht heute wie auch bereits 2008 weit über ein Ereignis im wissenschaftlichen und 
bildungspolitischen Diskurs hinaus. PISA und die mit den PISA-Studien generierten Ergebnisse 
wurden in kürzester Zeit in bildungspolitische Programme überführt und in 
Schulentwicklungsprozesse übersetzt. Anders ausgedrückt: PISA nahm und nimmt Einfluss auf 
konkretes pädagogisches und bildungspolitisches Handeln (Wurster u.a. 2017; Klime u.a. 2011; 
Payk 2009; Tillmann u.a. 2008). So stieg zwischen 2000 und 2009 der Anteil der Klassen, in 
welchen standardisierte Testverfahren zum Einsatz kamen von 20 auf 40 Prozent (Klime u.a. 
2011:286).  
Der Zusammenhang zwischen einer Schulleistungsstudie und den intendierten sowie nicht-
intendierten Entwicklungen an Schulen bildet einen Fixpunkt, der die überwiegende Anzahl der 
hier vorgelegten Schriften verbindet. Bevor diese Schriften jedoch im Einzelnen vorgestellt 
werden, soll zunächst eine schrittweise Annäherung an den skizzierten Zusammenhang 
erfolgen, indem die Geschehnisse um 2001 knapp rekonstruiert werden.  
 
Im Auftrag nationaler Regierungen führte die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD), deren vornehmliches Ziel „eine optimale Wirtschaftsentwicklung 
und Beschäftigung sowie einen steigenden Lebensstandard zu erreichen und dadurch zur 
Entwicklung der Weltwirtschaft beizutragen (Art. 1 Abs. a OECD-Konvention)1 war und ist, 
im Jahr 2000 eine Erhebung der Lesekompetenz, der mathematischen Fähigkeiten und der 
naturwissenschaftlichen Grundbildung in den seinerzeit 32 Mitgliedsstaaten durch. Hierbei 
handelt es sich gemäß den Aussagen des PISA-Konsortiums um „Basiskompetenzen […], die 
in modernen Staaten für eine Teilhabe am gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen 
Leben notwendig sind“ (Stanat u.a. 2002: 1).  
                                                          
1 Neben dem angeführten Zitat enthält Artikel 1 des Übereinkommens über die OECD unter Punkt b) das Ziel 
zum „gesunden wirtschaftlichen Wachstum beizutragen“ (OECD o.J.) sowie unter c) die „Ausweitung des 
Welthandels“ (ebd.) zu unterstützen. 
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Die zentralen Ergebnisse der ersten PISA-und PISA-E-Studien sind auch heute, mehr als 15 
Jahre nach dem Erscheinen, noch immer präsent: Erstens wurde für die Bundesrepublik ein im 
Vergleich mit anderen Ländern erreichtes schulisches Leistungsniveau der getesteten 
Schülerinnen und Schüler festgestellt, welches „deutlich unter dem OECD-Durchschnitt“ 
(KMK 2002b: 5) lag. Zweitens wurde eine im Vergleich mit anderen Staaten deutliche Streuung 
der erhobenen Schulleistungen im Bundesgebiet nachgewiesen. Drittens ist ein enger 
Zusammenhang „von sozialer Herkunft und Kompetenz-Erwerb“ (ebd.) in allen drei 
untersuchten Kompetenzbereichen (Lesekompetenz, mathematische Grundbildung, 
naturwissenschaftliche Grundbildung) festzustellen. Im Bereich der Lesekompetenz ist der 
Zusammenhang im Vergleich mit den anderen OECD-Staaten sogar am engsten. Viertens wird 
ein Verbleib der Schülerinnen und Schüler aus Familien mit Migrationshintergrund im unteren 
Kompetenzbereich festgestellt. Fünftens dokumentierten die Ergebnisse der PISA-E-Studie 
deutliche Unterschiede im Kompetenzerwerb der Schülerinnen und Schüler zwischen den 
Bundesländern, wobei die „Streuung der Leistungen, der Anteil an Risikoschülern sowie der 
Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Kompetenzniveaus […] in allen Ländern im 
internationalen Vergleich hoch [waren]“ (ebd.). Vor dem Hintergrund des von den PISA-
Autoren beanspruchten Stellenwerts der von ihnen erhobenen Kompetenzen für 15-jährige 
Schülerinnen und Schüler der Bundesrepublik bedeutete dies nichts weniger, als dass ein 
erheblicher Anteil von ihnen im geringeren Maße auf Kompetenzen zurückgreifen kann, die für 
die Teilhabe in „modernen Staaten“ (Stanat u.a. 2002: 1) für notwendig erachtet werden.2 
Ferner erfolgte der (erneute)3 Nachweis, dass es innerhalb des deutschen Bildungssystems nicht 
gelingt, schulischen Bildungserfolg und weiterleitend die „Teilhabe am gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen und politischen Leben“ (ebd.) von der sozialen Herkunft zu entkoppeln. Dies 
zu ermöglichen, gehört jedoch zu den Grundpfeilern westlicher Demokratien, die in einer 
meritokratischen Traditionslinie stehen. Diese Gesellschaften legitimieren bestehende 
Statushierarchien und differenzierte Berechtigungssysteme allein über die unterschiedliche 
individuelle Leistungsfähigkeit ihrer Mitglieder und eben nicht über Besitzstände und die 
soziale Herkunft. Alles andere wäre mit ihrem Gerechtigkeitsempfinden auch nicht vereinbar: 
„Die natürliche Verteilung ist weder gerecht noch ungerecht; es ist auch nicht ungerecht, dass 
die Menschen in eine bestimmte Position der Gesellschaft hineingeboren werden. Das sind 
einfach natürliche Tatsachen. Gerecht oder ungerecht ist die Art, wie sich die Institutionen 
                                                          
2 So betrug der Anteil derjenigen Schülerinnen und Schüler, die im Bereich Lesekompetenz lediglich die 
Kompetenzstufe I erreichten 13 Prozent; 10 Prozent erreichten nicht einmal dies. Damit bewegte sich fast ein 
Viertel der Jugendlichen auf elementaren Leseniveau (Stanat u.a. 2002: 8).  
3 Einen Überblick über Forschungen zum Zusammenhang zwischen schulischen Bildungserfolg und sozialer 
Herkunft bietet Hradil (2005:176ff). 
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angesichts dieser Tatsache verhalten“ (Rawls 1988: 123). Im vorliegenden Fall haben sie die 
„natürlichen“ Tatsachen verstärkt. 
Als Antwort auf die genannten Befunde reagierten die Kultusministerien der Länder bereits 
zwei Tage nachdem die ersten PISA-Ergebnisse der Öffentlichkeit vorgestellt waren, mit einem 
Katalog zentraler Handlungsfelder.4 Diesen konnten „konkrete Maßnahmen zur Verbesserung 
der schulischen Bildung in Deutschland [als] Erste Konsequenzen aus den Ergebnissen der 
PISA-Studie“ (KMK 2001: 1) entnommen werden. Entsprechend der dokumentierten 
Schwachstellen des schulischen Bildungssystems beinhalteten die sieben Handlungsfelder 
Maßnahmen zur verbesserten Sprachkompetenz im vorschulischen Bereich, eine verbesserte 
Verzahnung zwischen dem vorschulischen und dem Grundschulbereich, Maßnahmen zur 
Verbesserung der Lese- sowie mathematischen und naturwissenschaftlichen Kompetenz, 
Maßnahmen zur Förderung von Jugendlichen mit Migrationshintergrund, Maßnahmen zur 
Weiterentwicklung der Qualitäts- und Unterrichtsentwicklung an Schule einschließlich der 
Einführung verbindlicher bundesweiter Standards und deren Evaluationen, Maßnahmen zur 
Verbesserung der Lehreraus- und -weiterbildung sowie dem Ausbau von schulischen und 
außerschulischen Ganztagsangeboten (ebd.).  
Untersetzt wurden die jeweiligen Maßnahmen in den Folgejahren mit erheblichen finanziellen 
Zuweisungen des Bundes an die Länder. So wurden bspw. allein mit dem Investitionsprogramm 
Zukunft, Bildung und Betreuung (2003-2009), für den Ausbau von Ganztagsschulen im 
Bundesgebiet, sowie im Rahmen des Kinderförderungsgesetzes (2008-2014) für den Ausbau 
des Betreuungsangebots für Kinder im Alter unter drei Jahren (Deutscher Bundestag 2015: 6) 
den Ländern mehr als 6,7 Milliarden Euro für zwei bedeutsame Bildungsbereiche zur 
Verfügung gestellt. Insbesondere das Investitionsprogramm Zukunft, Bildung und Betreuung 
ist mit einem Umfang von vier Milliarden Euro nach wie vor das größte Schulprogramm, das 
je von einer Bundesregierung initiiert wurde (Jung 2004: 114). 
In dem hier skizzierten Kontextgefüge ist die vorliegende publikationsbasierte Dissertation 
entstanden. Die sieben eingereichten Publikationen können dabei drei Themenbereichen 
zugeordnet werden: (1) Der Entwicklung und dem Ausbau von Ganztagsschulen, (2) der 
Etablierung von Bildungsstandards sowie (3) der Thematisierung von Steuerungsfragen im 
Bildungsbereich nach der Veröffentlichung der ersten PISA-Ergebnisse.  
 
                                                          
4 Die kurze Reaktionszeit macht deutlich, dass bereits im Vorfeld eine hohe Anzahl der dann durch PISA 
dokumentierten Probleme durch erziehungswissenschaftliche Studien bekannt und entsprechende 
Reformvorschläge ausgearbeitet waren (Klime u.a. 2010: 288). 
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2. Einordung der Forschungsthemen und wichtigste Ergebnisse der eingereichten 
Publikationen  
Den Schwerpunkt der vorliegenden Publikationen bildet der Bereich der Ganztagsschule. Die 
Schriften sind im Rahmen des vom Bundesministerium für Bildung und Forschung und dem 
Europäischen Sozialfonds für Deutschland geförderten Forschungsprojekts Ganztagsschule in 
ländlichen Räumen (GaläR) entstanden – d.h. im Teilprojekt A) Kooperation zwischen Schule 
und Jugendhilfe. Ziel des Forschungsvorhabens war es, die Zusammenarbeit zwischen Schule 
und Jugendhilfe im Rahmen ganztägiger Bildungsangebote an Schule unter den eigenständigen 
Bedingungen des ländlichen Raums in einem Ländervergleich zu untersuchen (Wiezorek u.a. 
2011). Bereits im 12. Kinder- und Jugendbericht des Bundestages aus dem Jahr 2005 wurde 
darauf hingewiesen, dass für: „Kinder, Jugendliche und ihre Familien […] regionale und lokale 
Umwelten primäre Räume der Aneignung der dinglichen und sozialen Welt, der Versorgung 
mit Konsumgütern und Dienstleistungen, der Ausstattung mit Erziehungs-, Bildungs- und 
Unterstützungsangeboten“ (Deutscher Bundestag 2005: 69) darstellen. Dieser, in erster Linie 
auf sozialräumliche Differenzen zielende Blick auf die Bedingungen des Aufwachsens von 
Kindern und Jugendlichen beinhaltet in seinem Kern Fragen der Chancengleich- bzw. -
ungleichheit, da die „Differenzen in den sozialräumlichen Lebenswelten […] einen 
unterschiedlichen Anregungsgehalt und ungleiche Chancen für Entwicklungs- und 
Bildungsprozesse von Kindern und Jugendlichen“ (ebd.) bedingen. Dieser Sachverhalt bindet 
in jüngster Zeit verstärkt auch das Interesse der Erziehungswissenschaft, was bspw. das 
Themenheft der Zeitschrift für Pädagogik „Raum und Räumlichkeit in der 
erziehungswissenschaftlichen Forschung“ (2016) und der Themenschwerpunkt des DGfE-
Kongress 2016 „Räume für Bildung. Räume der Bildung“ dokumentieren. 
 
Dass dieses Interesse nicht zu Unrecht besteht, zeigt bspw. der Umstand eines fehlenden Blicks 
auf regionale Differenzen und Herausforderungen bei der konkreten Ausgestaltung ganztägiger 
Bildungsangebote (vgl. Wiezorek u.a. 2011). Aus diesem Grund wurde in dem 
Forschungsvorhaben GaläR der Analyseschwerpunkt auf die spezifischen sozialräumlichen, 
infrastrukturellen und rechtlichen Gegeben- bzw. Besonderheiten der beiden untersuchten 
Bundesländer Rheinland-Pfalz und Thüringen gelegt, um die konkrete Ausgestaltung dieser 
Angebote und die mit der Ausgestaltung verbundenen Problemlagen ermitteln, einordnen und 
verstehen zu können [Schriften 1; 3]. Insbesondere die Herausarbeitung der länder- und 
schulartspezifischen Regelungen in den jeweiligen Schulgesetzen und nachgeordneten 
Verordnungen und Richtlinien zeigt die unterschiedlichen Voraussetzungen bei der 
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organisatorischen und pädagogischen Ausgestaltung der ganztägigen Angebote (ebd.). Dieser 
Umstand wird nach wie vor in den Untersuchungen zu Ganztagsschulen weitestgehend 
übersehen. Vielmehr beinhalten die vorliegenden Studien, insbesondere diejenigen, die im 
Rahmen des Forschungsprogramms Studie zur Entwicklung von Ganztagsschulen (StEG) 
entstanden, mehrheitlich die Beschreibung und Analyse der konkreten Erscheinungen (bspw. 
Anzahl der Schüler an Ganztagsschulen, Anzahl und Anteil der Ganztagsschulen in den 
Ländern, Ausgestaltung der Ganztagsschulen in offener bzw. gebundener Form, Anzahl der 
Kooperationen mit außerschulischen Partnern usw.) und ggf. Berechnungen statistischer 
Zusammenhänge in Zusammenhang mit Schulleistungsdaten (Steiner 2015; Kuhn u.a. 2014; 
Fischer u.a. 2013; Steiner 2011; Holtappels u.a. 2011; Brümmer u.a. 2011; Kuhn u.a. 2011; 
Böttcher u.a. 2011). Im Zentrum der aktuellen Forschung stehen somit die vorfindlichen und 
messbaren Erscheinungen bzw. Ausgestaltungsformen ganztägiger Angebote. Eine 
Rückbindung dieser auf die jeweiligen organisatorischen und rechtlichen Rahmenbedingungen 
erfolgte in der Regel nicht.5 In diesem Sinn kann die steuernde Wirkung rechtlicher 
Rahmenbedingungen in diesem Bereich nach wie vor als ein blinder Fleck in der 
Ganztagsschulforschung bezeichnet werden [Schrift 2].  
 
Die Einführung von länderübergreifenden Bildungsstandards ist in erster Linie auf das zentrale 
Ergebnis der PISA-E Studie 2002 zurückzuführen, demgemäß deutliche Unterschiede im 
Kompetenzerwerb zwischen den Bundesländern vorlagen. Entsprechend erfolgte im Mai 2002 
ein Beschluss der KMK, die in „den Ländern bereits eingeleiteten Maßnahmen zu koordinieren. 
Dies betrifft insbesondere die Entwicklung bzw. Überarbeitung länderübergreifender Standards 
für verschiedene Bildungsabschnitte“ (KMK 2002a: 12). Darüber hinaus sollten auf dieser 
Basis regelmäßige Vergleichsstudien durchgeführt und gemeinsame Abschlussprüfungen 
durchgeführt werden. Die auf diesem Weg gewonnenen Daten sollten wiederum als Vergleichs- 
und Steuerungswissen der Bildungsadministration und den Schulen zur Verfügung gestellt 
werden. In diesem Sinn handelte es sich bei der Einführung der Bildungsstandards auch um 
einen zentralen Baustein eines neuen Steuerungssystems im Bildungswesen (vgl. 
Folgeabschnitt). 
                                                          
5 Eine Ausnahme stellt in diesem Zusammenhang, neben den hier eingebrachten Forschungsarbeiten, eine von 
der Bertelsmann-Stiftung 2015 veröffentlichte Studie „Ausbau von Ganztag: Regelungen und 
Umsetzungsstrategien in den Bundesländern“ zu den rechtlichen Rahmenbedingungen in den Ländern dar. Die 
unter Leitung von Prof. Berkemeyer entstandene Studie verweist auf die großen Unterschiede bei der 
Ausgestaltung ganztägiger Angebote in den Ländern, die sich in den jeweiligen Traditionslinien, 
schulgesetzlichen und untergesetzlichen Regelungen und der Ressourcenausstattung nachweisen lassen (vgl. 
Berkemeyer 2015).  
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Die Diskussion um die Etablierung und Ausweitung von länderübergreifenden 
Bildungsstandards wurde in der Erziehungswissenschaft intensiv geführt (Lersch 2006; 
Böttcher 2005; Schaefer 2003; Avenarius 2002). Die Befürworter betonen die Notwendigkeit 
einer Annäherung und verbesserten Vergleichbarkeit der ländergeprägten Schulstruktur im 
Rahmen des föderalistischen Systems. Zugleich waren sie insgesamt der Erhebung von 
Schulleistungen und den damit verbundenen Möglichkeiten einer neuen Steuerungsstruktur 
gegenüber positiv eingestellt. Hierfür bräuchte es lediglich die richtigen Kompetenzmodelle, 
solide Aufgabenpools und belastbare Messmethoden (Demmer 2003). Die Gegner betonten 
demgegenüber das individuelle Recht der Schüler und Lehrkräfte auf Bildung und Lehre, sie 
verteidigten die Eigenlogik pädagogischer Arbeit, die durch Zentralisierung und Egalisierung 
gefährdet schien (Schwippert 2005). Hier war es insbesondere Tenorth zu verdanken, die 
Diskussionsstränge zusammengeführt und deren pädagogischen Kern herausgearbeitet zu 
haben, der für ihn mit „den Begriffen des kulturellen Gedächtnisses und der dabei 
thematisierten, gesellschaftlich offenbar unausweichlichen Prozesse der Kanonisierung 
gegeben“ (2004: 652) war (vgl. Tenorth 1994). Bildungsstandards stellen somit lediglich einen 
„besondere[n] Fall einer Konstruktionsaufgabe, die in allen Bildungsinstitutionen notwendig 
geleistet werden muss“ (ebd.), dar. Entsprechend sollte weniger die Frage, ob es der Einführung 
von Bildungsstandards bedarf, sondern die Frage um die jeweiligen Inhalte und erfassten 
Kompetenzen weiter verfolgt werden.  
An dieser Fragestellung setzen zwei der hier vorgelegten Schriften an, in dem sie mit Verweis 
auf den allgemeinen Bildungsauftrag der Schule (Vogel 2008: 124, Merten 2008, Reuter 2003, 
Tillmann 2000) auf Gefahren einer einseitigen, auf die Bereiche der quantitativ messbaren 
sowie vordergründig arbeitsweltlich verwertbaren Kompetenzen verweisen [Schrift 4]. Ferner 
stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, welches Grundverständnis hinter einer primär 
auf das zukünftige Berufsleben ausgerichteten schulischen Bildung liegt und inwiefern dies 
durch die Anforderungen und Versprechen der Arbeitswelt legitimierbar wäre [Schrift 5].  
 
Eng mit der Einführung der Bildungsstandards und deren systematischen Erhebung verbunden 
ist die bildungspolitische und erziehungswissenschaftliche Hinwendung zu Fragen der 
Steuerung des Bildungssystems (Weiß 2005). Die Erhebung, Auswertung und der Vergleich 
von Schulleistungen, wie sie bspw. durch PISA auf internationaler bzw. durch PISA-E auf 
Länderebene möglich waren, sollten systematisch auf alle Einrichtungen und Beteiligten im 
Schulwesen ausgeweitet werden. Der von der KMK vorgestellte Maßnahmekatalog im Zuge 
der ersten PISA-Veröffentlichung (KMK 2001) wurde im Oktober 2002 in einer 
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zusammenfassenden Darstellung gerade im Hinblick auf Steuerungsfragen noch einmal 
konkretisiert: Für die „Sicherung der Qualität und Innovation im föderalen Wettbewerb“ (KMK 
2002b: 12), heißt es dort, sollten erstens „länderübergreifende Standards für verschiedene 
Bildungsabschnitte“ entwickelt oder überarbeitet werden. Zweitens sollten auf „der Grundlage 
der Standards […] länderübergreifende Aufgabenpools (Beispielaufgaben) aufgebaut und diese 
kontinuierlich weiter entwickelt werden“ (ebd.). Drittens verpflichten sich die Länder dazu, „in 
eigener Verantwortung in landesweiten Orientierungs- oder Vergleichsarbeiten“ (ebd.:13) das 
Erreichen der Standards zu überprüfen. Damit sind die wesentlichen Eckpfeiler eines damals 
für zielführend erachteten neuen Steuerungsmodells benannt: zum einen die Standardisierung 
durch die Weiterentwicklung bundesweiter Vergleichsmaßstäbe (Bildungsstandards) und zum 
anderen die Überprüfung der Standards durch regelmäßige Evaluationen. Die 
Bildungsadministration und deren jeweilige politische Führung sollten „durch die Ergebnisse 
der Leistungsvergleichsstudien in die Lage versetzt werden, in empirisch aufgeklärter Weise 
die angemessenen bildungspolitischen Maßnahmen zu ergreifen“ (Tillmann u.a. 2008: 390). 
Gleiches galt für Schulen und Lehrkräfte, die ausgehend von den jeweiligen Ergebnissen 
pädagogische Maßnahmen ab- und einleiten sollen (vgl. KMK 2006: 22, KMK 2005: 11). 
Parallel hierzu wurden in den Ländern die (gesetzlichen) Voraussetzungen geschaffen, um die 
Autonomie der Schulen zu erhöhen, um, so die Annahme, den pädagogischen und 
organisatorischen Freiraum für die jeweils für notwendig erachteten Maßnahmen zum 
Erreichen der Bildungsziele zu eröffnen (Rürup u.a. 2007, Rürup 2007:148f, Avenarius 2002, 
Bastian 1998). In der 308. Sitzung im Dezember 2004 verabschiedete die KMK schließlich ein 
Dokument mit Erläuterungen zur Konzeption und Entwicklung der Bildungsstandards und den 
damit verbundenen Steuerungsvorstellungen (KMK 2005). In diesem Dokument sind der 
Charakter und Zweck der „[b]undesweit geltenden Bildungsstandards zur Entwicklung und 
Vergleichbarkeit der Qualität schulischer Bildung im föderalen Wettbewerb der Länder“ (ebd.: 
5) abschließend entfaltet: Die „in Deutschland vorrangige Inputsteuerung [führte] allein nicht 
zu den erwünschten Ergebnissen im Bildungssystem […]. Die Festlegung und Überprüfung der 
erwarteten Leistungen müssen hinzukommen.“ (ebd.). Mit Verweis auf die Praxis in 
„skandinavischen[n] und einige[n] angloamerikanischen Staaten“ (ebd.) und deren positive 
Ergebnisse in den internationalen Vergleichsstudien, bedürfe es auch in Deutschland einer 
„systematischen Rechenschaftslegung“ (ebd.) der schulischen Ergebnisse. Womit nichts 
Geringeres als ein „Paradigmenwechsel in der Bildungspolitik im Sinne von ‘outcome-
Orientierung‘ ‚Rechenschaftslegung und Systemmonitoring“ (ebd.:6) eingeleitet werden sollte. 
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  Institutionalisiert und stabilisiert wurden diese konzeptionellen Überlegungen zum 
einen durch das im Juni 2004 gegründete Institut für Qualitätsentwicklung im Bildungswesen 
(IQB). Mit Hilfe dieser Einrichtung sollte „die Qualitätsentwicklung im Bildungswesen in den 
Ländern […] wissenschaftlich begleitet“ und ein Beitrag „bei der Normierung und Überprüfung 
der Bildungsstandards“ (ebd.) geleistet werden. Zum anderen wurde im Zuge der 
Föderalismusreform im Jahr 2006 die „Feststellung der Leistungsfähigkeit des Bildungswesens 
im internationalen Vergleich und bei diesbezüglichen Berichten und Empfehlungen“ als 
mögliches gemeinschaftliches Handlungsfeld (Gemeinschaftsaufgabe) von Bund und Ländern 
in Artikel 91b Abs. 2 GG aufgenommen. Mit diesem Schritt wurde die gemeinsame 
Finanzierung geplanter Schulleistungsstudien durch den Bund und die Länder rechtlich 
ermöglicht und in der Folge realisiert (Deutscher Bundestag 2012:3).  
Mittlerweile sind für einen Großteil der Kernfächer die Bildungsstandards definiert und 
Testzyklen festgelegt. Mit der IQB-Ländervergleichsstudie 2011 (Deutsch und Mathematik 4. 
Klasse) und der Ländervergleichsstudie 2012 (Mathematik und Naturwissenschaften 9. Klasse) 
liegen die ersten, vollständig an den Bildungsstandards orientierten Schulleistungsstudien vor. 
Mit Beschluss der KMK vom März 2012 haben die Länder dem Aufbau eines 
Abituraufgabenpools für die Fächer Deutsch, Mathematik, Englisch und Französisch 
zugestimmt (KMK 2012). Der Aufgabenpool kam im Schuljahr 2016/17 erstmalig zum Einsatz. 
Mit der Entwicklung der Aufgaben wurde das IQB beauftragt, was einen weiteren Schritt der 
Implementation von Bildungsstandards darstellt.  
Die hier skizzierte Entwicklung macht deutlich, dass in den Ländern innerhalb weniger Jahre 
das bestehende Steuerungssystem in Frage gestellt, neu ausgerichtet und institutionalisiert 
wurde.  
Auch diese Entwicklung wurde in der Erziehungswissenschaft sowie der empirischen 
Bildungsforschung aufgegriffen. Neben kritischen Auseinandersetzungen mit den Folgen eines 
neuen Steuerungsmodells an Schule (Bellmann 2006, Tacke 2005, Terhardt 2002, Schaefer 
2002, Fend 2000, Terhart 2000, Lange 1999) wurden bspw. Versuche unternommen, erweiterte 
Anwendungsbereiche auszuloten, z.B. die Überführung der Output-Orientierung auf die 
Personalentwicklung (Böttcher u.a. 2006, Böttcher 2001). Entscheidend für die disziplinäre 
Auseinandersetzung mit Steuerungsfragen in der Erziehungswissenschaft (und die siebte hier 
einzuführende Schrift) war jedoch die Loslösung von einem konkreten (neuen) 
Steuerungsmodell und die Hinwendung zu generellen Steuerungsfragen im Bildungssystem.  
Die Hinwendung zu Steuerungsfragen im Bildungswesen erfolgte durch die Etablierung eines 
Zweiges in der Bildungsforschung, der „die Governance-Begrifflichkeit aus Politik- und 
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anderen Sozialwissenschaften [aufnahm] und für die Erforschung und Analyse der 
Transformation in den Bildungssystemen nutzen“ (Altrichter 2015: 21) wollte. Der Begriff 
„Governance“ gilt hierbei nach wie vor als „anerkannt uneindeutiger Begriff“ (Blumenthal 
2005: S. 1150), der seine Konkretisierung vor allem aus der Abgrenzung zum Begriff 
„Government“ gewinnt: „Während Government auf den Bereich des formalen Entscheidens 
innerhalb der Verfassungsinstitutionen zielt und in erster Linie die einseitige staatliche 
Steuerung vorrangig durch Setzung verbindlichen Rechts impliziert, weist Governance auf ein 
Zusammenspiel verschiedener staatlicher wie nichtstaatlicher Akteure hin, das in 
unterschiedlicher Ausprägung auftritt, in der Regel jedoch eine Komponente der Verständigung 
oder des Verhandelns aufweist“ (ebd. S: 1151). In diesem Sinn handelt es sich um eine 
„Weitung des analytischen Blicks“ (Altrichter u.a. 2007: 10), die von Altrichter und Maag 
Merki an drei Leitlinien der Governance-Forschung festgemacht werden (vgl. 2010: 22ff):   
(1) Die Governance-Perspektive geht von einer Mehrzahl von Akteuren in einer 
Akteurskonstellation aus an Stelle von wenigen privilegierten „Regierenden“ (Altrichter 
2011: 129), die durch „unilaterale Maßnahmen“ (ebd.) Steuerungswirkungen erzielen. 
Steuerungsimpulse müssen demzufolge vermittelt, akteursspezifisch übersetzt, 
beworben und nicht zuletzt von den betreffenden Akteuren aufgegriffen und in 
konkretes Handeln überführt werden.  
(2) Damit rückt der Begriff der Handlungskoordination in den Mittelpunkt. In Abgrenzung 
zu den Begriffen „Regieren oder Steuerungshandeln“ (ebd.) beinhaltet dieser 
Unschärfen und Reibungsverluste, die sich bei der Übertragung eines 
Steuerungsimpulses auf Grund der spezifischen Handlungslogiken der beteiligten 
Akteure ergeben. In diesem Sinn wird nicht von einer unmittelbaren Steuerung 
einzelner Akteure ausgegangen, sondern von (einem) notwendigen Abstimmungs- bzw. 
Koordinationsprozess(en). 
(3) Die Handlungskoordination erfolgt dabei in einem Mehrebenensystem (ebd.). Das 
bedeutet, dass Akteurskonstellationen und Handlungskoordination nicht losgelöst von 
der Struktur des jeweiligen Gesamtsystems erfasst werden können. Neben den 
spezifischen Handlungslogiken der Akteure ermöglicht diese Sichtweise 
ebenenspezifische Logiken und die Abbildung unterschiedlicher Macht- und 
Einflusskonstellationen.  
Mit den genannten Leitlinien erlaubt das Governance-Konzept in den Augen der beiden 
Autoren „eine umfassendere Beschreibung und Analyse von Steuerungs- und 
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Umstrukturierungsfragen im Bildungswesen“ (Altrichter u.a. 2007:10) als dies traditionelle 
steuerungstheoretische Ansätze zu leisten in der Lage sind. 
Die theoretischen und programmatischen Ausführungen des Governance-Ansatzes wurden in 
den zurückliegenden Jahren vermehrt auch im Rahmen von empirischen Studien zu 
Steuerungsfragen in Anwendung gebracht. Dies erfolgte mehrheitlich entweder als 
Begleitforschung für bildungspolitisch initiierte Reformvorhaben (Berkemeyer 2010: 215ff; 
Tillmann u.a. 2008) oder aber erst in jüngster Zeit in Form von Wirkungsforschung 
bildungspolitisch initiierter Reformvorhaben (Preuß u.a. 2015; Kahnert 2015). Nicht auf solche 
Initiativen unmittelbar zurückführbares und über mehrere Jahre praktiziertes 
Steuerungshandeln an Schulen kommt dabei kaum in den Blick. In diese Leerstelle stößt die 
letzte hier vorgelegte Schrift [Schrift 7]. Im Rückgriff auf empirisches Material aus dem 
Forschungsprojekt Ganztagsschule in ländlichen Räumen wurde am Beispiel der Entwicklung 
einer Regelschule in Thüringen zu einer Schule mit ganztägigem Angebot unter Anwendung 
von etablierten Steuerungs-Modi Steuerungsprozesse an einer Schule unter den seinerzeit 
gegebenen Rahmenbedingungen exemplarisch in den Blick genommen und in Bezug auf den 
damit verbundenen Erkenntnisgewinn reflektiert. 
 
3. Einführung und Darstellung der eingereichten Schriften 
3.1 Studien zur Entwicklung und Ausgestaltung von Ganztagsschulen in Deutschland 
Ganztägige Angebote an Schulen sind kein neues Phänomen. So ist für das Gebiet der DDR 
eine spürbare Ausweitung ganztägiger Angebote seit Ende der 1950er Jahre dokumentiert 
(Matthes 2009). In der ehemaligen Bundesrepublik wurde durch Empfehlungen des Deutschen 
Bildungsrates Ende der 1960er Jahre ein „erheblicher Auftrieb“ (Ludwig 2005: 272) registriert. 
Dieser führte jedoch nicht zu einer flächendeckenden Etablierung entsprechender Angebote. 
Erst im zurückliegenden Jahrzehnt gewannen schulische Ganztagsangebote in 
Gesamtdeutschland merklich an Bedeutung. Für diese Entwicklung können maßgeblich drei 
Beweggründe identifiziert werden: Erstens die Ergebnisse internationaler Vergleichsstudien 
und die darin dokumentierte enge Kopplung zwischen schulischem Bildungserwerb und 
sozialer Herkunft. Mit Hilfe der ganztägigen Angebote sollte die individuelle Förderung der 
Schülerinnen und Schüler verbessert und soziale Nachteile ausgeglichen werden (KMK 2002a; 
Deutscher Bundestag 2009: 17). Zweitens wurden Ganztagsschulen als Scharnier zwischen 
schulischer Bildung und Bildungsangeboten der Kinder- und Jugendhilfe identifiziert. Den 
Schulen wurde in diesem Zusammenhang eine zentrale Funktion für die Gestaltung lokaler 
Bildungslandschaften zugesprochen (Deutscher Bundestag 2005: 14f). Drittens wird in 
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Ganztagsschulen eine bedeutsame Struktur für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
(Deutscher Bundestag 2011: 228) sowie zur Unterstützung von Alleinerziehenden gesehen 
(Rollett u.a. 2008: 899). Damit wird deutlich, dass die Beweggründe zum Ausbau ganztägiger 
Betreuungsangebote nie allein pädagogisch, sondern immer auch sozial-, familien- und 
arbeitsmarktpolitisch motiviert waren. Entsprechend legitimieren die nicht-pädagogischen 
Motive den Ausbau ganztägiger Bildungsangebote an Schulen auch dann, wenn die Wirkung 
auf den schulischen Kompetenzgewinn durch erziehungswissenschaftliche Studien in Frage 
gestellt wird.6  
Um den Ausbau ganztägiger Angebote zu beschleunigen, bemühte der Bund eines der wenigen 
Steuerungsinstrumente, die ihm im Bildungsbereich unter verfassungsrechtlichen 
Gesichtspunkten zur Verfügung stehen: Förder- und Investitionsprogramme. Zwar sind diese 
fiskalischen Einflussnahmen in rechtlicher Hinsicht nicht unumstritten, da die im Grundgesetz 
angestrebte lückenlose und überschneidungsfreie Kompetenzzuweisung durch diese 
Programme aufgeweicht und in den Augen einiger Autoren sogar untergraben wurde (Hufen 
2005; Winterhoff 2005; Stetter 2003; Guckelberger 2008), ihre Wirkung ist in der Regel 
hingegen unabweisbar. Im Mai 2003 unterzeichneten Bund und Länder gemeinsam das 
Investitionsprogramm „Zukunft, Bildung und Betreuung“. Eingeführt als Antwort auf die 
Ergebnisse der internationalen PISA-Studie sollte mit dem Investitionsprogramm „die 
Schaffung einer modernen Infrastruktur im Ganztagsschulbereich unterstützt und der Anstoß 
für ein bedarfsorientiertes Angebot in allen Regionen gegeben werden“ (VV IZBB 2003, S. 2). 
Der Bund stellte für diesen Anwendungsbereich Mittel in Höhe von vier Milliarden Euro 
zunächst für die Jahre 2003 bis 2007 bzw. nach Verlängerung bis 2009 zur Verfügung.  
Die Auswirkungen dieses Programms werden im Spiegel der KMK-Daten zu allgemein-
bildenden Schulen in Ganztagsform deutlich. Diesem Datenspiegel ist eine Ausweitung des 
Ganztagsschulbetriebs von 8.226 Schulen und Schulverbünden im Jahr 2005 auf 13.321 im Jahr 
2009 zu entnehmen (KMK 2011, S. 1*), was einem bundesweiten Anstieg um 62 Prozent in 
einem Zeitraum von fünf Jahren entspricht. Das Deutsche Institut für Internationale 
Pädagogische Forschung bilanziert diese Entwicklung als „Systemveränderung […], deren 
Bedeutung derzeit noch gar nicht wirklich abzuschätzen ist. Womöglich handelt es sich dabei 
                                                          
6 In der Tat zeigen aktuelle Forschungen zur Wirkung ganztägiger Angebote auf den schulischen Bildungserfolg 
ein eher ernüchterndes Bild: „Übereinstimmend mit dem bisherigen Forschungsstand zeigen auch die aktuellen 
StEG-Teilstudien, dass allein die Teilnahme an Ganztagsangeboten noch nicht ausreicht, um kognitive 
Kompetenzen zu verbessern. An Grundschulen zeigen weder die reine Teilnahme noch die Intensität und 
Kontinuität der Teilnahme an Lernangeboten im Bereich Lesen oder Naturwissenschaften einen Effekt auf 
Testleistungen.“ (StEG 2016: 3). Allerdings werden durchaus Veränderungen der Motivation und des 
Sozialverhalten der Schülerinnen und Schüler dokumentiert (ebd. 4).  
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um den größten Eingriff in das Schulsystem und das außerschulische Alltagsleben von Kindern 
und Jugendlichen in der Geschichte der Bundesrepublik“ (Züchner/ Fischer 2011: 9).  
Diese Entwicklung spiegelt sich auch in der erziehungswissenschaftlichen Aufmerksamkeit auf 
das Thema. So verweisen Holtappels u.a. darauf, dass die Hälfte aller registrierten Beiträge zu 
Ganztagsschulen zwischen 1980 und 2005 im Zeitraum zwischen 1999 und 2005 erschienen ist 
(2007: S. 37). Insbesondere im Rahmen der Begleitforschung zum IZBB-Programm wurden 
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung Forschungsvorhaben finanziert, die einen 
erheblichen Teil dieser Publikationen ermöglicht haben. Entsprechend gut dokumentiert und 
analysiert ist dieser Bereich: Es liegen dezidierte Aussagen zu Teilnahmeverhalten und -quoten 
am Ganztagsbetrieb, der inneren Organisation des Ganztagsschulbetriebes und der Kooperation 
mit außerschulischen Partnern, Analysen der Schulentwicklungsprozesse, den jeweiligen 
Schulprogrammen, der Wirkung ganztägiger Angebote auf Klassenwiederholungen, die 
Schulnoten, das Wohlbefinden und Sozialverhalten der Schüler sowie den Auswirkungen der 
schulischen Ganztagsangebote auf das Familienleben vor. Vernachlässigt wurden in diesem 
Zusammenhang die systematische Betrachtung der regionenspezifischen Besonderheiten und 
deren Einbezug in die Analyse der konkreten Ausgestaltung von ganztägigen 
Bildungsangeboten. Erstens spielen die landesspezifischen Regelungen zur Ausgestaltung, von 
einzelnen Arbeiten (u.a. Berkemeyer 2015) abgesehen, kaum eine Rolle. Zweitens wurde die 
Spezifik des ländlichen Raums kaum thematisiert (Rolfes 2011). Drittens fehlten systematische 
Analysen über Auswirkungen von ganztägigen Angeboten auf das dörfliche sowie ländlich 
geprägte Vereinsleben. Diese Leerstellen wurden im Rahmen des Forschungsprojekts zu 
Ganztagsschulen in ländlichen Räumen (GaLäR) aufgegriffen. Die folgenden zentralen 
Ergebnisse konnten hierbei herausgearbeitet werden: 
(1) Die Entwicklung und Ausgestaltung der ganztägigen Angebote geschieht in den zwei 
an der Untersuchung beteiligten Ländern vor dem Hintergrund gänzlich 
unterschiedlicher rechtlicher, bildungspolitischer und historischer 
Rahmenbedingungen. In Rheinland-Pfalz bspw. wurde bei einer geringen Anzahl an 
Ganztagsschulen 2001 ein Landesprogramm initiiert und durch schulgesetzliche 
Regelungen schulartübergreifend flankiert. In Thüringen werden hingegen historisch 
bedingt ganztägige Angebote seit den frühen 1990er Jahren flächendeckend, hier jedoch 
auf den Grundschulbereich fokussiert angeboten. Gesetzliche Regelungen für den 
Sekundarbereich liegen hingegen nicht vor. Ganztägige Angebote werden 
ausschließlich durch Landesprogramme zur schulbezogenen Jugend- und 
Jugendsozialarbeit unterstützt.  
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(2) Die jeweiligen rechtlichen und administrativen Rahmenbedingungen wirken sich auf 
die konkrete pädagogische Arbeit vor Ort aus.  
(3) In beiden Ländern wird deutlich, dass die Bedingungen des ländlichen Raums und 
seiner spezifischen Besonderheiten spezifische Bedarfe generieren, denen durch die 
vorliegenden landesweit gültigen Regelungen nicht angemessen Rechnung getragen 
wird. Dies gilt insbesondere für die Kooperation der Schulen mit außerschulischen 
Partnern, die für den Aufbau und den Erhalt eines verlässlichen Angebots dringend 
notwendig ist.  
(4) Es lassen sich keine negativen Auswirkungen ganztägiger Angebote auf das Dorf- und 
Vereinsleben feststellen, da die nicht-schulischen Angebote überwiegend von 
ehrenamtlichen Betreuern in den frühen Abendstunden durchgeführt werden. 
Festzustellen ist jedoch ein Verlust an non-formalen Bildungssettings.  
In den Schriften 1, 2 und 3 werden die hier unter den Punkten (1) bis (3) dargestellten 
Ergebnisse differenziert ausgeführt.  
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3.2 Zusammenfassung der einzelnen Schriften zu diesem Kapitel 
Schrift 1: Wiezorek, C./ Stark, S./ Dieminger, B. (2011): „Wissen Sie, die Infrastruktur ist 
einfach nicht so, dass ich aus dem Vollen schöpfen kann“ – Ganztagsschulentwicklung in 
ländlichen Räumen. In: Zeitschrift für Erziehungswissenschaft, Heft 3, S. 109-124. 
 
Der Artikel beinhaltet die wesentlichen Ergebnisse des Forschungsprojekts Ganztagsschule in 
ländlichen Räumen des Teilprojekts A) Kooperation zwischen Schule und Jugendhilfe. Den 
Ausgangspunkt bilden die Darstellungen der länderspezifischen rechtlichen und 
bildungspolitischen Rahmenbedingungen in Rheinland-Pfalz und Thüringen. Hiervon 
ausgehend wird auf der Basis fallbezogener Rekonstruktionen die Entwicklung je einer 
Regelschule zu einer Schule mit ganztägigem Angebot aufgezeigt und dargestellt wie die 
landesrechtlichen Bedingungen auf diesen Schulentwicklungsprozess strukturierend wirken. 
Die Fallrekonstruktionen erfolgten auf der Basis von leitfadengestützten Interviews mit 
zentralen Akteuren der Schule und des schulischen Umfeldes. Entsprechend der 
rekonstruktiven Forschungslogik wurden die Erfahrungen, Handlungen und 
Interpretationsmuster der betroffenen Akteure genutzt, um über den Einzelfall hinaus konkrete 
Sinnzusammenhänge darzustellen (Bohnsack). In der Gegenüberstellung der beiden Fälle wird 
deutlich, dass neben den bestehenden bzw. fehlenden gesetzlichen Vorgaben die 
Strukturbedingungen der Ländlichkeit eine besondere Herausforderung bei der Gestaltung des 
ganztägigen Angebots darstellen. Dies gilt sowohl im Hinblick auf die Rekrutierung von 
Fachpersonal, die Kooperation mit außerschulischen Bildungsträgern als auch für die großen 
Einzugsbereiche und deren verkehrstechnische Überbrückung.  
 
Eigener Anteil: Erarbeitung der rechtlichen und bildungspolitischen Rahmenbedingungen in 
Abschnitt 8.2; Fallrekonstruktion- und -darstellung der Regelschule J-Hausen 8.3.1 
 
Anteil Mitautoren: Interpretation der Daten bzw. der Interviews, Konzeption, Verfassen der 







Schrift 2: Stark, S. (2013):  Ein blinder Fleck in der Ganztagsschulforschung? 
Unterschiedliche rechtliche Rahmenbedingungen für die Gestaltung schulischer 
Ganztagsangebote in den Ländern. In: Recht der Jugend und des Bildungswesens, Ausgabe 3, 
S. 330-342.  
 
Der Artikel reflektiert kritisch die Erforschung ganztägiger Betreuungsangebote, wie sie 
insbesondere im Rahmen der Studie zur Entwicklung von Ganztagsschulen (StEG) 
vorgenommen wird. Den Ausgangspunkt hierfür bildet die Rekonstruktion des eigens von den 
Autoren beschriebenen Analyserahmens, der forschungsleitend die unterschiedlichen 
Einzelstudien und theoretischen Bezüge bündeln soll. Als Grundlage hierfür wird auf das 
sogenannte CIPO-Modell (Context - Input - Process - Output) des amerikanischen 
Evaluationsforschers Daniel Stufflebeam verwiesen, dessen Modell jedoch nur unvollständig 
umgesetzt wird. Insbesondere der Bereich der zunächst darzustellenden Inputkomponenten 
umfasst bei Stufflebeam Bereiche, die nicht einer Einzelschule, sondern vielmehr den 
Rahmenbedingungen zuzuordnen sind. Hierbei handelt es sich um einen Bereich, der von den 
StEG-Autoren weitestgehend übersehen wird, indem etwa Fragen der Personalausstattung, des 
Personaleinsatzes und der eingegangenen Kooperation mit außerschulischen Partnern allein 
auf der Ebene der Einzelschule angesetzt werden. 
Zentraler Kritikpunkt ist daher der fehlende Einbezug der föderalen Struktur der 
Bundesrepublik und die damit einhergehende landesspezifische Schulgesetzgebung, welche die 
Ausgestaltung der Ganztagsschule in den jeweiligen Ländern vor unterschiedliche 
Voraussetzungen stellt und entsprechend die organisatorische und pädagogische Ausgestaltung 
dieser Angebote berührt (siehe Schrift 1). Diese stehen beispielhaft für eine Inputkomponente. 
In einer detaillierten Gegenüberstellung der bildungspolitischen Traditionslinien und 
landespolitischen Schwerpunktsetzungen in den Ländern Thüringen und Rheinland-Pfalz, die 
schlussendlich in der jeweiligen Ausgestaltung der rechtlichen und administrativen 
Rahmenbedingungen ihren Ausdruck finden, erfolgt der Hinweis auf eine notwendige 
rechtswissenschaftliche Auseinandersetzung mit der Umsetzung politischer Entscheidungen im 








Schrift 3: Dieminger, B./Wiezorek, C./ Stark, S./ Busch, C. /Dethloff, M.: Ganztagsschule in 
ländlichen Räumen - Ein Forschungsbericht. In: Jahrbuch Ganztagsschule (2013) hrsg. v. 
Stefan Appel, Ulrich Rother; WS-Verlag Schwalbach/Ts, S.98-114. 
 
Der Artikel beinhaltet eine Gesamtschau der Forschungsergebnisse des Projekts 
Ganztagsschule in ländlichen Räumen. Im Mittelpunkt stehen die Bedingungen des 
Aufwachsens im ländlichen Raum. Diese unterscheiden sich von urbanen Regionen bspw. im 
Hinblick auf die Anzahl der Sozialkontakte, die Dichte der Infrastruktur und der 
Gelegenheitsstrukturen sowie der Notwendigkeit freiwilligen Engagements. Die Ausweitung 
schulischer Angebote im Ganztag wirft hier erstens Fragen zur Durchführbarkeit und den 
Grenzen einer Kooperation von Schule und Trägern der Kinder- und Jugendhilfe auf. Im 
Ergebnis wird deutlich, dass sich beim Aufbau und der Sicherung der ganztägigen Angebote 
die Kinder- und Jugendhilfe als möglicher, nicht aber als privilegierter Partner herausstellt. 
Schulen in ländlichen Räumen bevorzugen die Zusammenarbeit mit externen, nicht Träger 
gebundenen Personen aus der unmittelbaren Umgebung oder aber die Bindung des eigenen 
Lehrpersonals, da sich diese Verbindungen als stabiler erwiesen. Als ein Grund hierfür werden 
die landesspezifischen Regelungen und Vergütungsmöglichkeiten angegeben, die den 
spezifischen Bedarfen ländlicher Regionen (bspw. lange Fahrtzeiten) nicht gerecht werden.  
Zweitens stellt die Ausweitung schulischer Angebote einen Eingriff in bestehende Abläufe in 
den Wohnorten dar, deren Konsequenzen für das Dorf- und Vereinsleben bisher kaum 
untersucht wurden. Im Ergebnis wird deutlich, dass von den Befragten kein unmittelbarer 
Einfluss der Ganztagsschule auf das Vereins- und Gruppenleben gesehen wird. Allerdings 
werden eine geringere Verfügbarkeit und bspw. Ermüdungserscheinungen bei den Kindern und 
Jugendlichen der ganztägigen Haupt- und Regelschulen registriert, die bisher auf 
Gymnasialschüler begrenzt waren. Die Einrichtung Ganztagsschule bzw. deren Notwendigkeit 
wird jedoch nicht Frage gestellt. Sie wird als Teil eines umfassenden Veränderungsprozesses 
gewertet, der vor allem auf Veränderungen in der Arbeitswelt (bspw. Zunahme der 
Frauenerwerbsquote) zurückzuführen ist.  
 
Eigener Anteil: Erarbeitung der rechtlichen und bildungspolitischen Rahmenbedingungen in 
Abschnitt 3.1; Interpretation der Daten  
Anteil Mitautoren: Konzeption, Verfassen der Abschnitte 1,2, 3.2, 4  
 
Peer-review: nein 
3.3    
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Auch wenn die Etablierung von Bildungsstandards nur schwer von der Einführung eines neuen 
Steuerungsmodells im Bildungssystem losgelöst diskutiert werden kann, beinhaltet diese 
zunächst das Benennen von „Kompetenzen, die Schülerinnen und Schüler im jeweiligen 
Lernbereich erwerben sollen […] [ Ferner legen sie] zudem normativ eine bestimmte Stufe als 
dasjenige Kompetenzniveau fest, das als Minimalanforderung von allen Schülerinnen und 
Schülern erreicht werden soll“ (Klieme u.a. 2003: 71). Damit verbunden sind die Erwartungen 
an Schule und Lehrkräfte, diese zu vermitteln. Bildungsstandards konkretisieren damit aus 
Sicht der KMK „den Bildungsauftrag, den Schulen zu erfüllen haben“ (KMK 2005: 10). 
Rechtlich legitimiert wird die Einführung der Bildungsstandards durch Art. 7 des 
Grundgesetzes. Gemäß den dortigen Ausführungen kommt dem Staat nicht nur das Recht auf 
Aufsicht über das Schulwesen zu, sondern auch dessen Organisation und Planung und 
inhaltliche Ausrichtung (Lange 2003: 137f). Ferner wird inhaltlich die Tatsache betont, dass 
die bis zu diesem Zeitpunkt bestehenden KMK-Vorgaben gemeinsamer allgemeiner 
Bildungsziele aus dem Jahr 1973 (Deutscher Bundestag 1974) und deren Konkretisierung in 
den Landesverfassungen und Schulgesetzen nicht zu den gewünschten Ergebnissen geführt 
hatten: „Die Zusatzstudie PISA-E hat […] gezeigt, dass es im Hinblick auf Leistungen 
innerhalb Deutschlands erhebliche Unterschiede zwischen den Ländern gibt, die im Interesse 
des Gleichheitsgebots (gleiche Bildungschancen für alle Jugendlichen, unabhängig vom 
Wohnort) verringert werden sollen“ (KMK 2005: 10).   
Trotz dieser scheinbar eindeutigen Ausgangslage und der daran ausgerichteten 
bildungspolitischen Programmatik wurde innerhalb der Erziehungswissenschaft eine intensive 
Debatte um die Einführung der Bildungsstandards geführt (vgl. Lersch 2006). Die Befürworter 
der länderübergreifenden Bildungsstandards verweisen, ebenfalls im Rückgriff auf die im 
Rahmen von PISA-E ermittelten starken regionalen Disparitäten unter den Ländern, auf die 
Notwendigkeit bundesweit gültiger und vergleichbarer Bildungsziele. Die Verständigung auf 
diese werde in einem föderal strukturierten Bildungssystem für „sinnvoll und notwendig 
[erachtet]. Die Orientierung an den gleichen Bildungszielen und Bildungsstandards verbessere 
die Vergleichbarkeit zwischen den Schulen und Schulformen. Gleiche Bildungsstandards 
könnten zudem die Grundlage für einen einheitlichen Bildungsabschluss am Ende der 
Sekundarstufe I sein und die Integration der Sekundarstufe I unterstützen“ (Demmer 2003: 
137). Dieses Potential könne jedoch nur verwirklicht werden, wenn neben der Erarbeitung 
solider Standards und belastbarer Kompetenzmodelle eine angemessene Erhebung, Kontrolle 
und Rückkopplung der Schulleistungen erfolge. 
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Die Kritiker von Bildungsstandards verweisen erstens auf die Gefahr einer Homogenisierung 
der Lernenden und Lehrenden; Standardisierungen würden die individuelle Förderung und die 
Ausbildung individueller Schulprofile erschweren (Tacke 2006). Zweitens würden eine 
Standardisierung unterschiedlicher Ausgangslagen der Schülerinnen und Schüler sowie der 
Einzelschulen nicht gerecht; Stigmatisierungen wären bei ausbleibendem Erreichen der 
Standards die Folge (vgl. Lersch 2006). Drittens bestehe die Gefahr, dass im Rahmen der mit 
den Bildungsstandards verbundenen Prüfverfahren nur solche Wissensbestände erhoben 
werden, die leicht operationalisierbar seien (vgl. Lersch 2006; vgl. Tenorth 2004). Viertens 
wird auf die Gefahr einer einseitigen, auf die anstehenden Erhebungen ausgerichtete 
Unterrichtsgestaltung (teaching to the test) hingewiesen (vgl. Bellmann 2006). Insbesondere 
die letztgenannte Argumentationslinie verweist in ihrem Kern auf den Sachverhalt, dass durch 
die Einführung von Bildungsstandards der Referenzrahmen und Orientierungshorizont der 
Lehrerinnen und Lehrer verschoben wird. Denn allein mit der Benennung einzelner Fächer und 
Wissensbereiche erfahren diese bereits eine Bedeutungszunahme, die durch deren regelmäßige 
Erhebung noch einmal verstärkt wird. Bei einer einseitigen Auslegung kann dies nicht nur das 
Binnenverhältnis mit anderen Unterrichtsinhalten beeinflussen, sondern auch den allgemeinen 
Bildungsauftrag der Schule in Frage stellen. In diesem Sinn wird hier eine Unterscheidung 
zwischen leistungsbezogenen fachlichen Qualifikationen, die in erster Linie auf eine spätere 
berufliche Integration zielen, und solchen Qualifikationen, die eine gesamtgesellschaftliche 
Integration ermöglichen und Teil der allgemeinen Bildungsziele von Schulen sind, eröffnet. 
Dass aber durch Schule auf eine „breit angelegte Persönlichkeitsentwicklung der Schülerinnen 
und Schüler hinzuwirken [ist]“ (Avenarius 2007: 880), ergibt sich allein aus rechtlicher Sicht, 
da der allgemeine Bildungsauftrag der Schule wesentlich weiter gefasst ist. Aber auch 
Dahrendorf (1966: 23f) und Honneth (2003: 175) verweisen in diesem Zusammenhang darauf, 
Schule im Hinblick auf die Bildung zukünftiger Staatsbürger und nicht allein als arbeitsweltlich 
Agierende in den Blick zu nehmen.  
Dass die hier vorgenommene Unterscheidung und die skizzierte Gefahr einer einseitigen 
Schwerpunktsetzung bestehen, zeigt bspw. auch die Thematisierung des Sachverhalts durch die 
KMK selbst. So wird in dem zentralen Begleitdokument zur Einführung der Bildungsstandards 
das Verhältnis der Standards und dem allgemeinen Bildungsauftrag von Schulen offen 
thematisiert: „Bildungsstandards konzentrieren sich auf Kernbereiche eines bestimmten Fachs. 
Sie decken nicht die ganze Breite eines Lernbereiches ab, sondern formulieren fachliche und 
fachübergreifende Basisqualifikationen, die für die weitere schulische und berufliche 
Ausbildung von Bedeutung sind und die anschlussfähiges Lernen ermöglichen. Die funktionale 
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Aufgabe von Bildungsstandards und die Ziele einer zeitgemäßen Allgemeinbildung stehen 
nicht im Widerspruch zueinander, sie ergänzen sich vielmehr“ (KMK 2005: 7).  
Dass es sich bei diesen beiden Bereichen nicht um unvereinbare Gegensätze handelt, steht dabei 
außer Frage. Vor dem Hintergrund begrenzter zeitlicher Ressourcen im Schulalltag und der 
fortwährenden Notwendigkeit inhaltlicher Schwerpunktsetzungen im Unterricht, besteht durch 
die Betonung einzelner fachlicher Inhalte, wie sie zweifelsfrei mit der Einführung von 
Bildungsstandards vorgenommen wurden, immer die Gefahr einer einseitigen Verlagerung des 
schulischen Handelns.  
Auf diese nicht intendierten Begleiterscheinungen einer bildungspolitischen Programmatik auf 
die konkrete schulische und schul-administrative Praxis wird in den Schriften 4 und 5 vertieft 
eingegangen. Dies geschieht u.a. unter dem Einbezug anerkennungstheoretischer bzw. 
sozialphilosophischer Überlegungen. Jugendtheoretische Überlegungen und deren 
unmittelbarer Bezugspunkt der Erwerbsarbeit stehen im Mittelpunkt von Schrift 6. Die dort 
dargestellten Leitlinien veränderter Bedingungen des Arbeitsmarktes in den zurückliegenden 
Jahrzehnten verweisen indirekt auf die Notwendigkeit eines allgemein gefassten 
Bildungsauftrages der Schule, mit dessen Hilfe gesellschaftliche Integration junger Menschen 
und deren aktive Teilnahme am gesellschaftlichen Leben auch jenseits der Erwerbsarbeit 
ermöglicht werden kann.  










3.4 Zusammenfassung der einzelnen Schriften zu diesem Kapitel 
Schrift 4: Stark, S./ Wiezorek, C.: Der Bildungsauftrag der Schule und fachbezogene 
Bildungsstandards. In: Böttcher W./ Dicke, J.N./ Ziegler, H. (Hrsg.) (2009): Evidenzbasierte 
Bildung: Wirkungsevaluation in Bildungspolitik und päd. Praxis. Münster, S.153-164. 
 
Der Beitrag thematisiert vor dem Hintergrund eines allgemeinen Bildungsauftrags von Schule 
mögliche nicht-intendierte Nebenfolgen für die pädagogische Praxis, welche sich aus der 
bundesweiten Einführung fachbezogener Bildungsstandards ergeben. Im Rückgriff auf 
anerkennungs- und gerechtigkeitstheoretische Ausführungen wird im ersten Abschnitt die 
gesamtgesellschaftliche Bedeutung des staatlichen Erziehungs- und Bildungsauftrages 
dargestellt, die neben der Vermittlung fachlich orientierter Wissensbestände und Kompetenzen 
u.a. die Erziehung zu Freiheit und Demokratie, die Wahrnehmung von Rechten und Pflichten 
in der Gesellschaft und Respekt vor anderen Überzeugungen beinhaltet.  
Auch wenn es sich bei diesen beiden Bildungsbereichen grundsätzlich nicht um gegensätzliche 
handelt, erfolgt durch die Einführung der Bildungsstandards eine Priorisierung fachbezogener 
Wissensbestände und Kompetenzen. Dies kann einerseits zu einer Engführung des allgemeinen 
Bildungsauftrags führen oder aber bei ggf. notwendigen Abwägungsprozessen für den 
pädagogisch Handelnden einen Konflikt bedeuten. 
Zur Verdeutlichung und empirischen Untersetzung dieser Überlegungen wird im zweiten 
Abschnitt die Diskussion unter Lehrern einer Hauptschule aufgegriffen, deren Schulprogramm 
auf die Stabilisierung, Unterstützung und Persönlichkeitsentwicklung ihrer Schülerschaft zielt. 
Die Einführung der Bildungsstandards wird hier als eine klare Priorisierung fachlicher 
Leistungen verstanden, die mit den pädagogischen Anforderungen des Schulalltags jedoch 
nicht vereinbar ist.  
Im dritten Abschnitt wird der spezifischen Einführung der Bildungsstandards in den Ländern 
Nordrhein-Westfalen und Thüringen sowie der Verstetigung des länderübergreifenden 
Schulentwicklungsprogramms „Demokratie leben und lernen“ nachgegangen. Trotz 
wahrnehmbarer Unterschiede zwischen den Ländern wird hier eine deutliche bildungspolitische 
Priorisierung der Etablierung und Prüfung fachbezogener Standards und damit eine Verengung 
des allgemeinen Bildungsauftrags von Schule deutlich.               
 
Eigener Anteil: Diskussion der Konzeption, Verfassen des Abschnitts 3.1.; Mitarbeit an 
Abschnitt 1; Schlusskorrektur   
Anteil Mitautorin: Diskussion der Konzeption, Verfassen der Abschnitte 2, 3.2 und 4; Mitarbeit 




Schrift 5: Wiezorek, C./ Stark, S.: Nicht für die Schule, für das Leben lernen. Schulische 
Anerkennung in Zeiten ergebnisorientierten Lernens. In: Soeffner, H.G. (Hrsg.) (2010): 
Unischere Zeiten. Verhandlungsband des 34. DGS-Kongresses. Zwei Bände und eine CD. 
Wiesbaden: CD-ROM: Ad-hoc-Gruppe: Unsichere Anerkennung: 1-10.  
 
In dem Beitrag wird fachbezogene schulische Leistungsfähigkeit als eine zentrale Dimension 
schulischer Anerkennungsprozesse von Kindern und Jugendlichen thematisiert und vor dem 
Hintergrund einer verstärkten ergebnisorientierten Ausrichtung des Lernens diskutiert. Dies 
erfolgt anhand einer Gruppe von Hauptschülerinnen und -schülern aus Nordrhein-Westfalen. 
Im ersten Abschnitt werden exemplarisch anhand eines Unterrichtsprotokolls (Auszüge) die 
Prekarität und die Bewältigungsstrategien dargestellt, die sich für die Jugendlichen aus der 
Konfrontation mit den schulischen Anforderungen ergeben bzw. auf diese folgen.  
Im zweiten Abschnitt wird schulische Leistungsfähigkeit als eine Anerkennungsdimension 
allgemein diskutiert. Im Zentrum steht hier zum einen der Befund, dass fachbezogene 
schulische Leistungsanforderungen als normative Setzungen immer nur einen Ausschnitt 
möglicher, in diesem Fall gesellschaftlich erwünschter Kompetenzen sind. Die 
herkunftsbedingte Nähe bzw. Distanz zu diesen Kompetenzen verringert bzw. erhöht die 
Prekarität bei einer entsprechenden Konfrontation. Zum anderen wird darauf verwiesen, dass 
neben der fachbezogenen Leistungsfähigkeit gerade im Hinblick auf die Erziehung der 
Jugendlichen zu eigenständigen und demokratischen Staatsbürgern weitere Anforderungen an 
Schule gestellt werden, welche diese in die Lage versetzt, mit gesellschaftlichen Unterschieden 
in einer demokratisch organisierten Gesellschaft umzugehen.  
Im dritten Abschnitt wird schließlich durch die Rekonstruktion bildungspolitischer 
Reformbemühungen, die Einführung von fachspezifischen Bildungsstandards und 
regelmäßigen Leistungsstandserhebungen, dargestellt, welche Risiken eine Engführung der 
schulischen Anerkennungsprozesse auf eine fachbezogene Leistungsfähigkeit beinhalten 
können.            
 
Eigener Anteil: Diskussion der Konzeption, Verfassen des Abschnitts 4; Mitarbeit an Abschnitt 
1 und 5; Schlusskorrektur   
Anteil Mitautorin: Diskussion der Konzeption, Verfassen der Abschnitte 2 und 3; Mitarbeit an 




Schrift 6: Wiezorek, C./ Stark, S.: Jugend und der Wandel der Arbeitswelt. Zur Notwendigkeit 
eines jugendtheoretischen Perspektivwechsels: Jugend als Bewältigung von Abhängigkeit. In: 
Heitmeyer, W./ Mansel, J./ Olk, T. (Hrsg.) (2011): Individualisierung von Jugend. Weinheim 
und Basel: 85-95.  
 
In dem Beitrag wird das Phänomen Jugend und deren bis zu diesem Zeitpunkt dominierende 
theoretische Konstruktion als Statuspassage zwischen Schule und Arbeitswelt aufgegriffen. 
Diese hat, so die zentrale Annahme, auf Grund des Wandels der Arbeitswelt in den 
zurückliegenden Jahrzehnten seine Gültigkeit verloren. Die Erosion des 
Normalarbeitsverhältnisses, die Pluralisierung berufsbiographischer Möglichkeiten, die 
Verschiebung von beruflichen Statuspassagen und nicht zuletzt der dauerhafte Ausschluss eines 
Teils erwerbsfähiger Personen mit geringen Qualifikationen lassen eine solche Perspektive 
nicht länger als zeitgemäß erscheinen; würde sie doch Teile der Gesellschaft als 
Dauerjugendliche zurücklassen oder aber die Jugendphase derart dehnen, dass der Anschluss 
bspw. an rechtliche Konstruktionen von Jugend oder der Selbstbeschreibung der Betroffenen 
verloren ginge. Anstelle des Übergangs in die Arbeitswelt sollte daher die Bewältigung von 
Abhängigkeit als leitendes Paradigma für jugendtheoretische Überlegungen dienen, welches 
Alternativen zur Arbeitswelt, wie bspw. der Rückgriff auf Sozialleistungen, Familiengründung 
oder prekäre Beschäftigungsphasen beinhaltet. 
Im ersten Abschnitt werden hierfür der Beruf als zentraler Bezugspunkt moderner Identität 
sowie zentrale Leitlinien des Wandels der Arbeitswelt dargestellt. Damit wird zugleich auf die 
nach wie vor hohe Bedeutung des Berufs und der Erwerbsarbeit und deren Relevanz für die 
Identitätsbildung Jugendlicher verwiesen. Im zweiten Abschnitt werden die Konsequenzen 
dieser Entwicklung für die Lebensphase Jugend skizziert und ein notwendiger 
jugendtheoretischer Perspektivwechsel dargelegt, in deren Mittelpunkt die Bewältigung von 
Abhängigkeit von der Herkunftsfamilie steht.            
 
Eigener Anteil: Diskussion der Konzeption, Verfassen des Abschnitts 2; Mitarbeit an den 
Abschnitten 1 und 3; Schlusskorrektur   
Anteil Mitautorin: Diskussion der Konzeption; Mitarbeit an Abschnitt 1 und 3, Korrektur des 








3.5 Studie zu steuerungstheoretischen Fragen im Bildungssystem 
Die Auseinandersetzung mit Fragen der Steuerung des Bildungssystems „ist durch 
Konjunkturen gekennzeichnet“ (Weishaupt 2009:218), in deren Mittelpunkt, als verbindendes 
Glied, die Qualität schulischer Bildung steht. Da diese, wie bereits ausgeführt, durch die 
Ergebnisse internationaler und nationaler Vergleichsstudien seit der Jahrtausendwende massiv 
in Frage gestellt wurde, stellte die Suche und Etablierung eines neuen Steuerungssystems eine 
der zentralen bildungspolitischen Reformvorhaben in der Bundesrepublik im zurückliegenden 
Jahrzehnt dar (Altrichter u.a. 2007: 9). Ziel war und ist es hierbei, Steuerungsstrukturen im 
Bildungssystem so zu verändern, dass bei einem vergleichbaren Mitteleinsatz der schulische 
Bildungserfolg verbessert wird. In diesem Sinn geht es bei der Frage der ‚richtigen‘ Steuerung 
aus bildungspolitischer Sicht immer auch um Effizienz- und Effektivitätsgewinne, solange die 
bis zu diesem Zeitpunkt „in Deutschland vorrangige Inputsteuerung allein nicht zu den 
erwünschten Ergebnissen im Bildungssystem führt“ (KMK 2005: 5). Im Zentrum dieses 
Reformvorhabens stand somit der „Übergang von input-orientierten zu output-orientierten 
Steuerungsverfahren: Wurden bisher den Organisationseinheiten Ressourcen mit detaillierten 
haushaltsrechtlichen Vorgaben für die Zwecke ihrer Verwendung zur Verfügung gestellt, 
wirksame Verfahren einer systematischen Ergebnisfeststellung und -bewertung jedoch kaum 
entwickelt, so sollen die Dinge künftig gewissermaßen vom Kopf auf die Füße gestellt werden. 
Betont wird die Eigenverantwortung der Organisationseinheiten für den Einsatz ihrer Mittel 
unter zunehmender Lockerung formeller Bindungen. Kehrseite dieser Entwicklung ist die 
Verpflichtung, systematischer und genauer als bisher Rechenschaft über Arbeitsergebnisse 
abzulegen“ (Lange 1999:146). Dieser „Dezentralisierungssatz schulischer Steuerung“ 
(Weishaupt 2009: 218) ist, mit seiner Ausrichtung auf eine ‚bessere‘ Steuerung, somit immer 
auch normativ aufgeladen.  
Dieser normative Aspekt in der bildungspolitischen Auseinandersetzung findet sich auch in 
dem innerhalb der Erziehungswissenschaft geführten Diskurs um steuerungstheoretische 
Fragen wieder. Als tragfähigster Ansatz zur Erforschung von Steuerungsprozessen 
kristallisierte sich der sogenannte Governance-Ansatz heraus, ohne dass hier zunächst auf ein 
disziplinär gefestigtes Konzept zurückgegriffen werden konnte. So wird Governance in der 
Erziehungswissenschaft nach wie vor auf mindestens zwei Thematisierungslinien verhandelt:  
1) Governance wird als eine Form der Steuerung selbst betrachtet. Unter der Annahme, dass 
institutionelle Abläufe und Entscheidungsfindungen nicht zentral gesteuert und kontrolliert 
werden können, gilt es hier, unter Beachtung und Einbezug aller beteiligten Akteure, 
Handlungsabstimmungen zu initiieren und diese zumindest zu flankieren. Die Akteure in 
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einem Feld unterstehen in erster Linie einer „Selbstregulierung“ (Tillmann u.a. 2008:30) 
und folgen damit einer spezifischen Eigenlogik. Die Handlungskoordination erfolgt so 
immer in einem Akteursgeflecht, in dem „unterschiedliche Steuerungs- und 
Regelungsmechanismen nebeneinander bestehen“ (ebd.), die durch Governance 
miteinander vereint werden müssen. Governance wird hierbei als alternative Form der 
Steuerung - bspw. in Abgrenzung zur kontextuellen Steuerung oder der zentralistisch-
hierarchischen Steuerung –verstanden, (Tillmann u.a. 2008) ohne dass hierbei jedoch 
zentrale Unterscheidungsaspekte konsequent herausgearbeitet werden.  
2) Governance wird als ein theoretischer Ansatz zu Erforschung von Steuerungshandeln bzw. 
der Handlungskoordination in komplexe Organisationen konzeptualisiert (Altrichter u.a. 
2007, Altmeier/Merki 2010, Lange/Schimank 2004). Ziel ist es hierbei, sich der 
Ansammlung von Koordinations- und Aushandlungsprozessen zwischen den Akteuren 
analytisch zu nähern, um „das Zustandekommen, die Aufrechterhaltung und die 
Transformation sozialer Ordnung und sozialer Leistungen in einem sozialen System […] 
[zu] verstehen, [zu] erklären sowie Strategien für deren Gestaltung [zu] entwickeln“7 
(Altmeier/Merki 2010:27). In diesem Sinn wird hier ein funktionalistischer Ansatz verfolgt, 
in dem „handelndes Zusammenwirken hinsichtlich seiner Funktion und Dysfunktion für 
gesellschaftliche Ordnung untersucht, spezifiziert und als förderlichen oder abträglichen 
Beitrag zur Integration der Gesellschaft“ (Lange/Schimank 2004:26) untersucht wird.  
Insbesondere die konzeptionelle Offenheit der letztgenannten Thematisierungslinie ermöglicht 
es, Schulentwicklungsprozesse umfassend in den Blick zu nehmen. Dies gilt umso mehr, wenn 
es sich um Entwicklungen handelt, die nicht auf bildungspolitische Impulse zurückgeführt 
werden können, sondern von einer oder mehreren Schulen und deren Umfeld ausgehen. Anders 
ausgedrückt, wenn es sich nicht um typische „top-down“ (Zymek u.a. 2011:505) Prozesse 
handelt; ein Bereich, der von Terhart als Ergebnis der „beachtlichen inneren Eigendynamik des 
Bildungssystems“ (2000: 123) identifiziert wurde, welcher „kaum zu kanalisieren, geschweige 
denn wirklich präzise zu steuern“ (ebd.) ist. Diesem Bereich widmet sich der abschließende 
eingereichte Beitrag [Schrift 7]. Dieser stellt vor dem Hintergrund der rechtlichen 
Rahmenbedingungen die Entwicklung einer Thüringer Regelschule zu einer Schule mit 
ganztägigem Angebot in den Mittelpunkt, welcher anhand von in der Governance-Forschung 
etablierten Steuerungs-Modi steuerungstheoretisch reformuliert wird. 
 
                                                          
7 Im Original kursiv gehalten. 
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3.6 Zusammenfassung der Schriften zu diesem Kapitel 
Schrift 7: Stark, S.: Governance-Mechanismen im Praxistest. Steuerungstheoretische 
Kategorien am Beispiel einer Ganztagsschulentwicklung in Thüringen. [Eingereicht in der 
Fachzeitschrift Die Deutsche Schule.]  
 
In dem Artikel wird am Fallbeispiel der Entwicklung einer Regelschule in Thüringen zu einer 
Schule mit ganztägigem Angebot zwischen den Jahren 2003 und 2012 exemplarisch deutlich 
gemacht, wie abseits von geplanten Reformvorhaben schulische Entwicklungsvorhaben 
realisiert werden und welche Steuerungsprozesse dabei zu beobachten sind. Dies geschieht in 
der Anwendung zweier von Lange und Schimank (2004) sowie von Mayntz und Scharpf (1995) 
formulierten analytischen Rahmen für Steuerungshandeln: dem Modus der 
Handlungsabstimmung und dem Grad an Verbindlichkeit bei der Herstellung kollektiver 
Handlungsfähigkeit. Hierfür werden in Kapitel 1 zunächst die von den genannten Autoren 
konzipierten theoretischen Rahmen dargestellt und modifiziert. Zum einen die Modi der 
Anpassung, Beeinflussung oder Verhandlung und zum anderen die Modi Netzwerk, Polyarchie 
und Hierarchie mit ihren jeweiligen Charakteristika.   
Im 2. Kapitel wird die Entwicklung der Schule auf der Basis von Interviewaussagen der Leiterin 
und der Stellvertreterin der Regelschule rekonstruiert. Abschließend erfolgt in Kapitel 3 die 
inhaltliche Zusammenführung in Form einer steuerungstheoretischen Diskussion dieser 
Entwicklung. Hierbei wird insbesondere deutlich herausgestellt, dass bei schulinitiierten 
Entwicklung in erster Linie der Modus der Anpassung zum Tragen kommt. Dies gilt sowohl im 
Hinblick auf die bestehenden gesetzlichen Rahmenbedingungen als auch auf die zur Verfügung 
stehenden Ressourcen. Ferner wird deutlich, dass dies insbesondere im bestehenden Netzwerk 
passiert. Die sich so ergebenen Entwicklungsmöglichkeiten können mit den eingeführten Modi 
analytisch gefasst und dokumentiert werden, zugleich werden aber auch die Grenzen der 
Anpassung und des eigenen Netzwerkes deutlich. Diese werden dann spürbar, wenn die von 
der Schule getragene Entwicklung die Regelzuweisungen überschreitet und eine Reaktion der 
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Governance-Mechanismen im Praxistest. Steuerungstheoretische Kategorien am Beispiel 
einer Ganztagsschulentwicklung in Thüringen  
  
Zusammenfassung 
Schulentwicklungsprozesse werden häufig nur im Rahmen der Begleitforschung von 
administrativ initiierten Entwicklungsvorhaben in den Blick genommen. Hierbei kommen in 
der Regel Governance-Konzepte zur Anwendung. Im vorliegenden Text wird mit Hilfe eines 
solchen Governance-Konzeptes die selbstinitiierte Entwicklung einer Regelschule zu einer 
Ganztagsschule analysiert. Der hierbei zu beobachtende Modus der Anpassung dokumentiert 
die Potenziale aber auch die Grenzen einer solchen Entwicklung. 
 
Abstract 
Reflections on processes of school development are mostly offered as concomitant research on 
administratively induced reform projects. These approaches usually apply concepts of 
governance. The present analysis employs a specific concept of governance in order to examine 
changes autonomously initiated by a secondary school (lower level) aiming at the establishment 
of an all-day-programme. The observed mode of adjustment illustrates the potentials and 
limitations of such developments. 
 
Schlüsselwörter  
Schulentwicklung, Ganztagsschule, Governance    
 
0. Einleitung  
Auf die Frage hin,  wie Schulentwicklung erfolgt, formulierte Terhart im Jahr 2000 eine aus 
steuerungstheoretisch und praktischer Sicht ernüchternde, im Hinblick auf die Praxis jedoch 
sicher treffende These, der gemäß „unterhalb der als gemeinhin angenommenen 
Unbeweglichkeit des Bildungssektors gleichwohl ein deutlicher Wandlungsprozess 
stattgefunden hat und weiterhin stattfindet, der allerdings nicht geplant war und ist, sondern 
sich aus der Kombination von politischen Entscheidungen (und Nicht-Entscheidungen!) 
einerseits und der beachtlichen inneren Eigendynamik des Bildungssystems andererseits ergibt, 
die kaum zu kanalisieren, geschweige denn wirklich präzise zu steuern sind“ (2000: 123). 
Seither wurden Fragen der Schulentwicklung im Rahmen des ambivalenten Verhältnisses von 
Schulautonomie und Schulaufsicht breit und mit dem Einzug neuer Vorstellungen gelingender 
Steuerung in der deutschen Bildungspolitik im Zuge der ersten PISA-Veröffentlichungen 
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zunehmend steuerungstheoretisch reformuliert. Dies geschah insbesondere im Rückgriff auf 
das in anderen Disziplinen zu diesem Zeitpunkt bereits etablierte Governance-Konzept, indem 
Adaptionen für erziehungswissenschaftliche Sachverhalte vorgenommen und empirische 
Studien durchgeführt wurden. Mehrheitlich geschah dies mit dem Fokus auf staatlich initiierte 
Reformvorhaben. Die von Terhart angenommenen nicht (administrativ) geplanten 
Schulentwicklungsprozesse in Kombination mit administrativen Entscheidungen und vor allem 
„Nicht-Entscheidungen“ kamen so kaum in den Blick. 
Am Fallbeispiel der Entwicklung einer Regelschule in Thüringen zu einer Schule mit 
ganztägigem Angebot soll in diesem Aufsatz exemplarisch deutlich gemacht werden, wie 
erstens abseits von geplanten Reformvorhaben Schulentwicklungsprozesse passieren und 
welche Steuerungsprozesse dabei zu beobachten sind. Dies geschieht in der Anwendung zweier 
von Lange und Schimank (2004) sowie von Mayntz und Scharpf (1995) formulierten 
analytischen Rahmen für Steuerungshandeln. Zweitens wird in der Anwendung der beiden 
analytischen Rahmen deutlich, welche Rolle Nicht-Entscheidungen als eine mögliche Form der 
administrativen Steuerung spielen.  
 
1. Handlungsabstimmung und Verbindlichkeit als Bezugspunkte der Governance-
Forschung  
Parallel zur Aufwertung von Steuerungsfragen in der Bildungspolitik wurde im Zuge der 
Auseinandersetzung mit den PISA-Veröffentlichungen innerhalb der Erziehungswissenschaft 
die Diskussion um steuerungstheoretische Fragen intensiviert (Altrichter et al. 2010). Als 
theoretischer Ansatz zur Erforschung von Steuerungshandeln hat sich der Governance-Ansatz 
etabliert und gefestigt. Grundlegend erfolgt hier in der Regel die Ausarbeitung und Anwendung 
sogenannter Governance-Mechanismen bzw. Unterscheidungen von Steuerungsformen oder -
modi. Diese bieten den jeweiligen analytischen Rahmen, um Steuerungsprozesse sezieren und 
das Handeln der Akteure erklären zu können.8  
Den Ausgangspunkt für die von Lange und Schimank vorgeschlagene Unterscheidung von 
Steuerungsformen bzw. Governance-Mechanismen ist die Frage, welchen „Modus 
wechselseitiger Handlungsabstimmung“ (ebd. S.20) die beteiligten Akteure nutzen. 
Grundlegend werden von den Autoren drei Möglichkeiten gesehen, die leicht modifiziert mit 
Anpassung9, Beeinflussung oder Verhandlung bezeichnet werden können: 
                                                          
8 Eine systematische und ausführliche Darlegung und Bewertung der Unterscheidung von Steuerungsformen 
bietet Berkemeyer (2010, S. 146ff.). 
9 Lange und Schimank nutzen anstelle des Begriffs Anpassung den der Beobachtung (vgl. Lange und Schimank 
2004, S. 20). Allerdings ist Begriff Beobachtung unscharf und in dieser Form irreführend. Die einseitige oder 
gegenseitige Beobachtung eines Akteurs mag eine Voraussetzung für Handlungsabstimmungen überhaupt sein; 
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(1) Der grundlegende und allen weiteren vorausgehende Modus ist der der Anpassung. Hier 
erfolgt die „Handlungsabstimmung allein durch einseitige oder wechselseitige Anpassung 
an dem wahrgenommenen Handeln der anderen – einschließlich ihres antizipierten 
Handelns“ (ebd. S. 20). Anpassung ist somit als ein aktiver Prozess zu verstehen, der 
punktuell oder verstetigt erfolgen kann. Eine Verstetigung beinhaltet dabei zugleich „eine 
Steigerung wechselseitiger kognitiver Erwartungssicherheit“ (ebd.) und verweist damit 
auch auf einen gemeinsam geteilten Orientierungsrahmen (ebd.). Erst wenn der Modus der 
Anpassung scheitert, müssen andere Formen der Handlungsabstimmung bemüht werden. 
(2) Der zweite Modus ist der der Handlungsabstimmung zwischen Akteuren durch 
wechselseitige Beeinflussung. Die Notwendigkeit hierfür ergibt sich dann, wenn von einem 
Akteur ein Handeln abverlangt wird, was „er von sich aus nicht gewählt hätte“ (ebd. S. 21). 
Entsprechend finden bei diesem Modus der „gezielte Einsatz von Einflusspotentialen […] 
wie Macht, Geld, Wissen, Emotionen, moralische Autorität etc.“ (ebd. S. 20f) statt, wobei 
immer eine Ungleichverteilung der Einflusspotentiale vorliegt. Entsprechend geht es im 
Modus der wechselseitigen Beeinflussung um den „Abgleich von Einflusspotentialen“ 
(ebd.: 21). Und auch dies kann punktuell oder stetig erfolgen, wobei verstetigte 
Beeinflussungen „[s]ozial weitaus bedeutsamer sind“ (ebd.), da sich auf einer solchen Basis 
„kollektive Handlungsfähigkeiten konstituieren – also ein längerfristig angelegtes 
handelndes Zusammenwirken“ (ebd.) etabliert. 
(3) Der dritte Modus der Handlungsabstimmung ist der des wechselseitigen Verhandelns. In 
den Augen von Lange und Schimank können nur „aus Verhandlungen zwischen Akteuren 
[…] abgesprochene und nicht bloß auf der jederzeitigen Präsenz und Aktualisierbarkeit von 
Macht beruhende Handlungsabstimmungen hervorgehen“ (ebd.). Dieser Modus basiert, 
produziert und reproduziert dabei eine formalisierte „Machthierarchie“ (ebd. S. 22) und 
beinhaltet damit ein Höchstmaß an langfristigen und stabilen Bindungen, wie sie bspw. 
durch Gesetze, Satzungen oder Verträge gegeben sind.  
Die hier von den beiden Autoren vorgeschlagene Differenzierung unterscheidet sich von 
ähnlichen Versuchen insbesondere dahingehend, dass sie „auf alle Konstellationen anwendbar“ 
(Berkemeyer 2010, S. 152) sind. Zugleich ist diese Differenzierung anschlussfähig an weitere 
Steuerungsformen.  
Lange und Schimank verweisen bspw. zusätzlich auf eine Unterscheidung, die auf  Mayntz und 
Scharpf (1995) zurückgeht. Bei diesen steht die Frage nach dem Grad der Verbindlichkeit bei 
                                                          
sie beinhaltet diese jedoch nicht. Entsprechend greifen die Autoren in den weiteren Erläuterungen, wie oben 
aufgeführt, auf die Formulierung „Anpassung“ (ebd.) zurück, womit der Sachverhalt vollumfänglich erfasst ist.  
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der „Herstellung kollektiver Handlungsfähigkeit“ (Lange und Schimank 2004, S. 22) zwischen 
den Akteuren im Vordergrund: 
(1) Innerhalb von Netzwerken basiert die Herstellung kollektiver Handlungsfähigkeit auf 
„allseitige[r] „freiwillige[r]“ Einigung“ (ebd.). Die Verbindung zwischen den Akteuren ist 
vergleichbar lose, so dass das gemeinschaftliche Handeln nur dann zustande kommt, wenn 
sich die jeweiligen Interessen bzw. das zu erreichende Ziel überschneiden.  
(2) In einer Polyarchie wird kollektive Handlungsfähigkeit durch Mehrheitsbeschlüsse 
hergestellt. In diesem Sinn kann gemeinschaftliches Handeln auch gegen die Interessen 
einer Minderheit durchgesetzt werden. Das Potential bei der Herstellung kollektiver 
Handlungsfähigkeit ist in dieser Konstellation durch die Anerkennung und Umsetzung von 
„Mehrheitsregelungen“ (ebd.) wesentlich größer als in Netzwerken. 
(3) Im Rahmen einer Hierarchie besteht die Möglichkeit, gemeinschaftliches Handeln ggf. 
auch gegen die Interessen einer Mehrheit der beteiligten Akteure durchzusetzen. 
Voraussetzungen sind hierfür „bindende Vereinbarungen“ (ebd.) über die 
Entscheidungsbefugnisse der beteiligten Akteure und deren Durchsetzungsfähigkeit. Das 
Potential bzw. der Grad der Verbindlichkeit bei der Herstellung kollektiver 
Handlungsfähigkeit ist in dieser Konstellation gegenüber den zwei bereits genannten am 
höchsten. 
Die von Lange und Schimank sowie von Mayntz und Scharpf vorgeschlagenen Governance-
Mechanismen beinhalten trotz inhaltlicher Überschneidungen eine je eigene 
Schwerpunktsetzung. So markiert die Differenzierung entlang dem in Anwendung gebrachten 
Modus der Handlungsabstimmung (Lange und Schimank) ein hierarchisches Verhältnis und 
markiert damit einen Handlungsspielraum, der nicht allen beteiligten Akteuren in gleicher 
Weise offen steht. Die Differenzierung entlang dem Grad der Verbindlichkeit (Mayntz und 
Scharpf) zielt hingegen auf den Kern von Handlungsabstimmung, ohne jedoch konkrete 
Umsetzungsformen in den Blick zu nehmen. Gemeinsam bilden die beiden Unterscheidungen 
einen analytischen Rahmen, mit dem insbesondere Entwicklungsprozesse, die von 
Einzelschulen ausgehen, betrachtet werden können.  
 
2.  Die Entwicklung schulischer Ganztagsangebote in Thüringen (Sekundarbereich) 
Die folgenden Ausführungen und Interviewauszüge einer Schulleiterin und ihrer 
Stellvertreterin stammen aus dem Forschungsprojekte Ganztagsschule in ländlichen Räumen, 
170 
 
welches vom Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert wurde.10 Ziel der 
Forschung war es, den Beitrag sozialräumlicher Aspekte der Ganztagsschulentwicklung zu 
fokussieren, die sich einerseits aus der bundeslandbezogenen Spezifik im Schulrecht und 
andererseits aus der Besonderheit ländlicher Räume gegenüber städtischen ergeben (Wiezorek 
et al. 2011). Der Fall ist jedoch ebenso geeignet, steuerungstheoretische Ansätze zur 
Anwendung zu bringen und die Entwicklung der Schule unter diesem Gesichtspunkt zu 
betrachten.  
 
2.1 Die Rahmenbedingungen in Thüringen 
Bereits im Jahr 2002 verfügt Thüringen mit einem Anteil von 58,7 % der Schulen und 
Schulverbünden über ein dichtes Netz an Schulen mit ganztägigen Bildungsangeboten 
(Quellenberg 2008, S. 16). Zum selben Zeitpunkt lag der bundesweite Durchschnitt in 
Deutschland bei 16,3 % und in den neuen Bundesländern (ohne Berlin) bei 39, 6 % (ebd.). Bei 
detaillierter Betrachtung wird jedoch deutlich, dass der Anteil der Schulen mit ganztägigen 
Angeboten schulartspezifisch variiert. So ist der überdurchschnittliche Gesamtwert Thüringens 
maßgeblich auf den Grundschulbereich zurückzuführen. Im Jahr 2002 lag der Anteil der 
Grundschulen mit ganztägigen Bildungsangeboten bei 98,4 %; seit 2007 liegt er bei 100 %. Der 
Grund für dieses flächendeckende Angebot liegt in der Weiterführung des zu DDR-Zeiten 
gewachsenen Modells der institutionellen Kopplung des Hortangebotes als Teil der 
Grundschule nach der Wiedervereinigung (Döbert und Führ 1998, S. 381). Gemäß dem 
Thüringer Schulgesetz sind Horte „organisatorisch Teil der betreffenden Schule“ (§ 10 Abs. 1 
ThürSchulG). Im Thüringer Gesetz über die Finanzierung der staatlichen Schulen (ThürSchFG) 
ist festgelegt, dass das Land „den Personalaufwand für die Lehrer und die Sonderpädagogischen 
Fachkräfte an staatlichen Schulen sowie für die Erzieher an Grundschulhorten“ (§ 2 Abs. 1 
ThürSchFG) trägt. Die Regelungen über die Zuweisung der Erzieherwochenstunden bzw. des 
Personals sind in der jeweiligen Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des Schuljahres 
hinterlegt.  
Anders gestaltet sich die Situation in den weiterführenden Schulen, was speziell für den Bereich 
der Regelschule11 gilt. Im Jahr 2002 lag der Anteil der Regelschulen mit ganztägigen Angeboten 
bei 0,9 %, im Jahr 2005 bei 27,8 % und im Jahr 2010 bei 49,4 % (KMK 2011, S. 7*; KMK 
                                                          
10 Im Rahmen des Forschungsprojekts wurden ca. 50 leitfadengestützte, offene Interviews mit zentralen 
schulischen und nicht-schulischen Akteuren an mehreren Schulstandorten in Thüringen und Rheinland-Pfalz 
durchgeführt.  Die Interviews wurden mit Hilfe der dokumentarischen Methoden analysiert.  
11 An einer Regelschule in Thüringen können der Haupt- und der Regelschulabschluss erlangt werden. Eine 
Abschlussbezogenen Trennung der Lerngruppen erfolgt ab der Klassenstufe 7. In diesem Sinn handelt es sich in 
den Statistiken der KMK um eine Schulart mit mehreren Bildungsgängen.  
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2007, S. 7*). Ähnliche Verläufe sind auch für andere Bundesländer dokumentiert, was im 
Rahmen der zentralen Begleitforschung für Ganztagsschulen in Deutschland, den Studien zur 
Entwicklung von Ganztagsschulen (StEG), als „unterschiedliche […] Schwerpunktsetzungen 
der Länder im Ausbau der Ganztagschule seit 2002“ (Quellenberg 2007, S. 18) interpretiert 
wird. Entsprechend lag der Entwicklungsschwerpunkt in Thüringen gemäß der StEG-Autoren 
im Bereich der Regelschule (ebd. S. 19). Die dargestellte Entwicklung wird jedoch weder durch 
Landesinitiativen noch durch Gesetzesänderungen begleitet. Vielmehr wird bei der Betrachtung 
der rechtlichen Regelungen für den Sekundarbereich deutlich, dass in Thüringen unverändert 
ein Modell verfolgt wurde, in dem durch Förderprogramme bzw. Richtlinien ergänzende, 
sogenannte außerschulische Angebote an den Schulen angeboten wurden, die sich mitunter in 
der Gestaltung schulischer Ganztagsangebote niederschlugen. Die rechtliche Grundlage hierfür 
ist in § 11 ThürSchulG gegeben. Hier wird eine Öffnung der Schule für außerunterrichtliche 
Angebote, insbesondere solche der öffentlichen und freien Träger der Kinder- und Jugendhilfe 
(§ 11 ThürSchulG), beschrieben. Eine strukturelle Neuausrichtung der Unterstützung 
schulischer Ganztagsangebote, auf die die genannte quantitative Entwicklung zurückgeführt 
werden könnte, liegt nicht vor. Zwar erfolgte ab 2006 eine Umstellung der Förderrichtlinie 
Schuljugend- und -sozialarbeit; eine merkliche Erhöhung der finanziellen Ausstattung der 
Richtlinie ging damit nicht einher. Entsprechend kann der dokumentierte Ausbau der 
Ganztagsschulen im Sekundarbereich nicht auf formales Steuerungshandeln zurückgeführt 
werden. Allerdings stand zu diesem Zeitpunkt durch die im Zuge der Wiedervereinigung stark 
rückgängigen Schülerzahlen – und damit durch einen historischen Sonderfall – eine 
Personalreserve im Land zur Verfügung. Um Entlassungen zu vermeiden, wurde den rapide 
absinkenden Schülerzahlen lehrerseitig durch verschiedene Arbeitszeitmodelle begegnet. Trotz 
dieser Maßnahmen standen den Schulen mehr Lehrerwochenstunden zur Verfügung, als für die 
Unterrichtsabsicherung unmittelbar notwendig waren. Diese stille Personalreserve wurde durch 
ein 2008 gescheitertes Modell der Teilzeitverbeamtung noch einmal erhöht. Entsprechend 
standen im Thüringer Schulwesen Überhangstunden zur Verfügung, die nach offiziellen 
Angaben des Kultusministeriums für Schulentwicklungsprojekte eingesetzt wurden (TKM 
2008).  
Wie am folgenden Fallbeispiel gezeigt wird, handelt es sich hierbei um eine begünstigende 
Bedingung für die Ausgestaltung schulischer Ganztagsangebote, die jedoch durch 




2.2 Ganztagsschule und Kooperation in J-Hausen: Die Ausgestaltung der Schule als 
Ganztagsschule ohne gesicherte Ressourcen  
Die Schule in J-Hausen ist zum Zeitpunkt der Erhebung eine kleine Thüringer Regelschule, die 
seit 2003 mit einem Ganztagskonzept arbeitet. Es handelt sich um ein integriertes Modell. Das 
Ganztagsprogramm für die Klassen fünf bis sieben entspricht der KMK-Definition einer voll 
gebundenen und ab der siebten Klassen der halboffenen Form.  
Die Entscheidung zur Profilierung als Ganztagsschule am Standort J-Hausen geht aus dem 
Motiv einer dauerhaften Verankerung des Standortes in der regionalen Schullandschaft hervor, 
welche durch sinkende Schülerzahlen gefährdet ist: „unsere Schule stand durch die kleine 
Regelschule eigentlich sehr in der Kritik mit Fortbestand, so in diese Richtung, also war das 
einmal für uns eine Existenzfrage [ja] (.) ne kleine Regelschule ob die überhaupt existieren 
kann“. Entsprechend wird die Frage nach dem pädagogischen Profil der Schule aufgeworfen: 
„un wir ham dann auch überlegt was könn‘ wa für unseren Standort hier Attraktives (.) 
anbieten“. Die Frage wird schließlich mit der Profilierung als Ganztagsschule beantwortet. Als 
eine entscheidende Einflussgröße hierbei verweist die Schulleiterin auf den um das Jahr 2000 
bundesweit aufkommenden „Ganztagsgedanggen“.  
Nachdem innerhalb des Kollegiums die Entscheidung zur konzeptionellen Neuausrichtung 
getroffen ist, wird „über drei Jahre lang daran gearbeitet“. Die Lehrkräfte werden zu 
Weiterbildungen „delegiert“, es wird „herumgereist“ und von anderen Schulen „gelernt“, so 
dass am Ende „ne ganze Palette da wahrgenommen“ wird. Das notwendige 
Orientierungswissen wird somit über den Weg der konkreten Anschauung, anhand von 
Beispielen erworben. Externe Unterstützung erhält die Schule vor allem über den Schulträger 
in Person des Landrates und durch einen großen Wohlfahrtsverband, zu dem seit Jahren 
kooperative Beziehungen bestehen: 
 
Eine Unterstützung der Entwicklung durch das Land erfolgt indes nicht. Maßgeblich 
verantwortlich ist hierfür in den Augen der schulischen Akteure der Umstand, dass es „im 
Thüringer Schulgesetz keine Ganztachsschule gibt“. Damit fehlt der Schule eine Grundlage, 
von der aus Ansprüche bezüglich der Ausgestaltung der Schule geltend gemacht werden können 
bzw. den Anforderungen der Schulform überhaupt politische Legitimität verschafft werden 
kann.  
347                               vor allen Dingen mit m Landrat der hat uns hier total understützt 
und auch  (.) angeregt das zu tun der jetzige Landrat (Junge) der hat uns  hier           
also (1) in erster Linie understützt is in den (.) Dienstberadungen aufgetreten mit n 
Eldern aufgetreten Gesamtversammlung (.) un hat uns sehr viel Mut                  







Um die zusätzlichen Angebote im Ganztagskonzept sicherstellen zu können, werden zunächst 
schulinterne Umstrukturierungsmaßnahmen im Bereich der Unterrichtsorganisation 
vorgenommen: 
 
Die personellen Freiräume werden zu Beginn der Entwicklung somit aus eigener Kraft 
geschaffen, um diese für die neuen Betreuungs- und Förderangebote zu nutzen. Ergänzt werden 
diese Kapazitäten im nicht-unterrichtlichen Bereich durch ‚Einkäufe’ externer Partner. Der 
Aufbau des ganztägigen Angebots erfolgt demzufolge auf der Basis eigener Anstrengungen und 
des Engagements des Schulträgers sowie schulischer Kooperationspartner. Im Laufe der Jahre 
verringern sich allerdings die personellen Ressourcen: 
 
Mit sinkender Zahl der Lehrkräfte am Schulstandort sinkt auch das Potenzial für die Bündelung 
der eigenen Ressourcen. Einzelne Fächer werden auf der Basis von abgeordneten Lehrkräften 
„von anderen Schulen“ abgedeckt. Das selbst geschaffene Potential schmilzt. Die fehlende 
Unterstützung durch das Land wird nun der Schulleiterin gerade im Vergleich zu anderen 
Ländern deutlich:  
Die Regelschule in Thüringen unterliegt somit im direkten Vergleich mit anderen Ländern oder 
der Grundschule in Thüringen gänzlich anderen Voraussetzungen. Für das Ganztagskonzept 
notwendige Personalzuweisungen ergeben sich neben den eigenen Anstrengungen nur auf einer 
instabilen Basis: „wenn’s Schulamt gut drauf is un […] Stunden [hat]“. Anstelle eines 
allgemeinen Anspruchs entscheiden in den Augen der Schulleiterin (paternalistisches) 
634                                             und personell (1) im Jahr Zweitausenddrei als wir 
angefangen haben hatt’ ma ja auch keine Überhangstunden wir haben dann versucht 
(1) über schulinterne Lehrpläne (1) über (.) jahrgangsübergreifenden Underricht (1) 
über (1) Zusammenlegung von Kursen zu größeren Einheiden (1) Lehrerstunden frei zu 
bekommen (1) un ham das soweit gemacht dass wa dann auch (1) die Stunden übrich 








476                                                                                                                                 wie 
gesaacht wir war’n am Anfang sieben’n’zwanzich da ha- konnt’ ma n bisschen mehr 
arbeiden (.) in n letzten Jahren sin halt immer mehr in Altersteilzeit weggegangen (.) 
und (.) bei uns isses dann so dass (.) die gleiche Arbeit die an jeder Schule gemacht 





1447                                                                                       aber da Underschied is eben in 
Thüringen (1) dass ich äh Geld ranschaffen muss was (     ) andern  
Bundesländern nich (habt) da bekomm’ ich ja soundso viel  
Stundenzuweisung mehr von vornherein wie [I: ja] in Bayern das is ja geregelt ne? (.) 
oder n andern (.) in (.) Rheinland-Pfalz sowieso [I: hmhm] (.) un dann  
bekomm’ ich soundso viel Haushalt mehr (.) ich hab ja die (    )bücher alle da wie  
das läuft (1) aber in Thüringen is ja nicht (2) wenn’s Schulamt gut drauf is  
un hat Stunden saacht se gut ihr kriegt zwanzisch Stunden mehr für Eure (1) 












Wohlwollen und personeller Überhang im Schulamt über den Grad der Unterstützung. Damit 
ergibt sich eine Situation, in der die Sicherstellung des Konzepts von schwer kalkulierbaren 
Größen abhängig ist, die sich schließlich auch auf die pädagogische Arbeit auswirken 
(Wiezorek et al. 2011).  
Zusammengenommen wird hier eine weitestgehende Zurückhaltung der Landespolitik 
gegenüber den schulischen Ganztagsangeboten in der Sekundarstufe deutlich. Deren Existenz 
und schulartspezifische Anforderungen werden weitestgehend übergangen, zumindest formal. 
Die Entwicklung und Aufrechterhaltung der ganztägigen Angebote wird der Initiative der 
Schule sowie der Steuerung der nachgeordneten Behörde, dem Schulamt, überlassen, ohne dass 
hier eine gesetzliche oder vergleichbare Regelung vorliegt. Eine Intervention durch das 
Ministerium erfolgt jedoch auch nicht. Die Zuweisungen des Schulamtes werden also seitens 
des Ministeriums gebilligt bzw. gewährt. Zugleich fordert das Kultusministerium die Schule 
auf, als ein Beispiel gelingender Ganztagsschulentwicklung in der Öffentlichkeit zu fungieren, 
was darauf verweist, dass es die ganztagsschulische Entwicklung der Einzelschule sehr wohl 
zur Kenntnis genommen hat:  
   
Zum Zeitpunkt des Interviews existiert an der Schule in J-Hausen schließlich „so gut wie keinen 
Überhang“ mehr. Für die Schulleiterin steht diese personelle Ressource jedoch in einem 
direkten Zusammenhang mit dem Erhalt der Schule: „das wird auch irgendwann aufhörn (1) 
un wenn dann diese (.) Supermaßnahmen dann weg sin (1) ja. dann könnt’ ich so ne Schule hier 
vom Personal nich mehr halden“. Entsprechend konsequent verhält sich die Schule: 
 
Die Schließung der Schule erfolgte 2012. 
 
692 (1) jo wir mussten auch viel auftreten also so mh im beim Bildungs- symposium in 
Erfurt un Schule präsentieren und (1) also in dem Moment als ma gebraucht wurden 
als se jemanden gebraucht haben der Ganztachsschule vors- führt war’n wa immer gut 
gefraacht als es drum ging (.) oder hieß (.) bekommen die Schüler das  
Fahrgeld äh bezahlt heiß es nein es gibt ja keine Ganztachsschulen in Thüringen also 
(1) ham sämtliche Proteste von (.) Schülersprechern Eldernsprechern bis 
 zum Minister wir war’n beim Staatssekretär wir war’n überall (.) nichts geholfen 
weil’s keine Ganztachsschulen gibt. (1) aber wemma se vorstellen mussten war’n ma 









493                                                                                                            und deswegen  
ham wa gesagt es wird Veränderung(en) geben müssen in einigen Jahren und dem 
stellen wa uns und deswegen stimm’ ma ner (1) einer Zusammenlegung zu. also unsre 
Schule hat zugestimmt von sich aus (2) wir ham uns nicht schließen lassen  









3. Die Schulentwicklung der Regelschule in J-Hausen aus steuerungstheoretischer 
Perspektive  
Betrachtet man die Entwicklung der Regelschule in J-Hausen aus der Perspektive des jeweils 
zur Anwendung gebrachten Modus der Handlungsabstimmung, dann werden die folgenden 
Aspekte deutlich: 
(1) Die Initiative für die Entwicklung der Schule zu einer Schule mit ganztägigem Angebot 
geht von dieser selbst aus. Das zentrale Motiv für diesen Prozess ist der Schulerhalt, der 
durch rückläufige Schülerzahlen gefährdet scheint. Durch ein attraktives Angebot sollen 
die Schülerzahlen stabilisiert werden: „also war das einmal für uns eine Existenzfrage“. 
Anders ausgedrückt erfolgt eine Beeinflussung der Schule durch die demographische 
Entwicklung in der Region.  
(2) Zugleich ist davon auszugehen, dass die Abwendung der Schulschließung für das 
Kollegium und die Eltern das von Lange und Schimank angeführte Potential einer 
„geteilten normativen, kognitiven oder evaluativen Orientierung“ (Lange und Schimank 
2004, S. 20) bietet, welches eine Handlungsabstimmung im Modus der Anpassung 
ermöglicht; der Rückgriff auf den Modus der Beeinflussung und des Verhandelns muss 
zumindest unter den Lehrkräften und im Austausch mit den Eltern nicht erfolgen.         
(3) Auch die von der Schulleiterin angeführte wesentliche Einflussgröße auf die 
Ausrichtung der Schule hin zu ganztägigen Angeboten, den bundesweit durch PISA 
angeregten „Ganztagsgedanggen“, besitzt das Potential eines geteilten 
Orientierungsrahmens. Dieser geht über das unmittelbare Umfeld der Schule hinaus und 
ermöglicht auch hier bspw. mit dem Staatlichen Schulamt oder dem zuständigen 
Ministerium Handlungsabstimmungen im Modus der Anpassung.  
(4) Die Handlungsabstimmung innerhalb der Schule erfolgt zunächst im Lehrerkollegium 
und später gemeinsam mit Vertretern der Eltern und mit dem Schulträger in den dafür 
vorgesehenen schulischen Gremien („Dienstberadungen“ und „Gesamtversammlung“) 
auf der Basis von Mehrheitsbeschlüssen. Inwiefern diese Aushandlungsprozesse 
einvernehmlich erfolgten, kann nicht beurteilt werden. Es ist jedoch davon auszugehen, 
dass die unter 2) und 3) genannten gemeinsamen Orientierungsrahmen diesen Prozess 
befördert haben. Hinzu kommt die Möglichkeit der Beeinflussung, die durch eine 
Hierarchie untersetzte Stellung der Schulleiterin und ihrer Stellvertreterin gegenüber 
den Lehrkräften gegeben wäre.  
(5) In der weiteren Entwicklung wird auf die Kontakte zu externen Bildungsträgern oder 
dem zuständigen Landrat zurückgegriffen. Die bestehenden Bindungen werden durch 
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das gemeinsame Ziel, den Erhalt des Schulstandortes, gefestigt und in eine neue Form, 
dem ganztägigen Angebot, überführt. Es erfolgt unter den Akteuren eine Anpassung an 
die neuen Gegebenheiten, durch die die anvisierte Schulentwicklung unterstützt wird.  
(6) Die für den Betrieb des ganztätigen Angebots benötigten erweiterten personellen 
Ressourcen stellen die größte Herausforderung der Schule dar. Zuweisungen durch das 
Land sind auf Grund der fehlenden rechtlichen Grundlage nicht zu erwarten. Daher 
werden zunächst eigene Ressourcen durch interne Umstrukturierungen der Stundentafel 
und die Neuorganisation des Unterrichts aus der zur Verfügung stehenden 
Personalausstattung gewonnen. Hierbei werden alle sich bietenden gesetzlichen 
Freiräume ausgeschöpft. Hinzu kommt ein Anteil personellen Überhangs, der historisch 
bedingt zu diesem Zeitpunkt am Standort existiert. Auch diese Entwicklungsschritte 
verbleiben im Modus der Anpassung der Schule an die Gegebenheiten des gesetzlichen 
Rahmens.  
(7) Dem Versuch der Schule, eine langfristige und stabile Handlungsabstimmung über die 
personelle Ausstattung durch den Modus des wechselseitigen Verhandelns herzustellen, 
entzieht sich das Ministerium mit Verweis auf eine fehlende rechtliche Grundlage für 
zusätzliche Personalzuweisungen.  
(8) Zugleich wird deutlich, dass das Ministerium an dieser Stelle nicht eingreift und durch 
eine ausbleibende Entscheidung den Schulentwicklungsprozess bzw. die handelnden 
Akteure gewähren lässt. Wohl wissend um die Entwicklung der Regelschule zu einer 
Einrichtung mit ganztägigem Angebot – zumal als voll gebundenes Modell – erfolgt 
trotz einer fehlenden schulrechtlichen Grundlage keine Intervention. Darin zeigt sich, 
dass auch seitens des Ministeriums im Modus einer Anpassung agiert wird. Zwar wird 
die Entwicklung der Schule nicht unterstützt, blockiert wird sie jedoch auch nicht.  
Der Modus der wechselseitigen Anpassung basiert hier auf dem Ausbleiben einer 
Entscheidung für oder gegen den konkreten Schulentwicklungsprozess – im Sinne 
Terharts auf einer Nicht-Entscheidung. Dieses zerbrechliche Fundament wird über die 
Jahre hinweg verstetigt, was wiederum deutlich auf einen gemeinsam geteilten 
Orientierungsrahmen verweist. Die Aufwertung schulischer Ganztagsangebote im 
Rahmen der PISA-Veröffentlichungen, die entsprechenden bundesweit 
wahrgenommenen KMK-Beschlüsse zur Unterstützung von Ganztagsschulen und die 
Beobachtung sowie der Vergleich der Ganztagschulentwicklung in den Ländern im 
Zuge der Bildungsberichterstattung (z.B. Chancenspiegel der Bertelsmann Stiftung) 
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lassen die Entwicklung der Schule offenbar auch für das Ministerium willkommen sein 
(vgl. Tillmann et al. 2008: 184ff).  
(9) Die fehlende administrativ geregelte und damit verlässliche personelle Unterstützung 
bindet die Schule in jedem Jahr auf die eigenen personellen Ressourcen und die zu 
jedem Schuljahr erhofften zusätzlichen Zuweisungen über das Schulamt. Diese 
Ressourcen schwinden jedoch im Laufe der Zeit. Auch an diese Entwicklung erfolgt 
wiederum eine Anpassung der Schule: „das wird auch irgendwann aufhörn (1) un wenn 
dann diese (.) Supermaßnahmen dann weg sin (1) ja. dann könnt’ ich so ne Schule hier 
vom Personal nich mehr halden“. Entsprechend beteiligt sich die Schule an den für die 
Schließung notwendigen Entscheidungen und Übergangsprozessen. 
 
Betrachtet man die Entwicklung der Schule aus der Perspektive des angeführten Grads an 
Verbindlichkeit bei der Herstellung kollektiver Handlungsfähigkeit, dann wird deutlich: 
(1) Die Entwicklung der Schule wird in erster Linie durch die Aktivierung der eigenen 
Potentiale und des bestehenden Netzwerkes getragen. Die Kontakte zu einem 
Bildungsträger, dem Landrat, anderen Schulen und sicher auch zu den handelnden 
Personen am Schulamt ermöglichen den Aufbau eines ganztägigen Angebots und 
dessen zeitlich begrenzten Erhalts. 
(2) Versuche der Schule, den Grad an Verbindlichkeit bei der Herstellung der 
Handlungsfähigkeit zu erhöhen, scheitern jedoch. Mit dem – durchaus berechtigten – 
Verweis auf eine fehlende gesetzliche Grundlage, entzieht sich das Ministerium als 
Exekutive diesen Bemühungen. Innerhalb der Hierarchie zwischen der Schule und den 
obersten Landesbehörden besteht damit kein Weiterkommen.      
(3) Und auch die Änderung der gesetzlichen Grundlagen scheint kein gangbarer Weg zu 
sein. In der Thüringer Landespolitik (im Sinne von Mayntz und Scharpf ist der Landtag 
eine Polyarchie) fehlt offenbar der politische Druck, hier eine Veränderung 
herbeizuführen. Dies dürfte nicht zuletzt auf die gute Positionierung Thüringens in 
entsprechenden Ländervergleichen zurückzuführen sein. Selbst wenn sich diese im 
Bereich der ganztägigen Betreuungsangebote vor allem aus dem Grundschulbereich 
ergibt, wird hierdurch der Handlungsbedarf im Sekundarbereich offenbar entschärft.  
 
Das Beispiel der Regelschule in J-Hausen steht damit exemplarisch für einen von Terhart 
angenommenen nicht geplanten und durch administrative Entscheidungen und Nicht-
Entscheidungen flankierten Schulentwicklungsprozess. Um diesen besser verstehen zu können, 
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bieten sich die angeführten Governance-Mechanismen an. Es ist der Modus der Anpassung, der 
selbst initiierte Schulentwicklungsprozesse ermöglicht und im bestehenden Netzwerk passiert. 
Die notwendigen Voraussetzungen hierfür sind das Ausloten der bestehenden Freiräume und 
ein unter den Akteuren geteilter Orientierungsrahmen. 
Der Fall macht auch deutlich, welchen großen Einfluss PISA und die daran geknüpften 
Vorhaben der KMK hatten und nach wie vor haben; sie sind Impuls, Orientierung und 
Legitimationsquelle für eigeninitiierte Entwicklungsvorhaben.  
Ersichtlich wird an dem Beispiel jedoch auch, dass Entwicklungen auf Basis des Modus 
Anpassung nur innerhalb der bestehenden Rahmensetzungen möglich sind. Diese über den 
Modus Beeinflussung bspw. der Exekutive oder der Legislative des Landes oder über 
Verhandlung mit diesen zu ändern bzw. in ihrem Sinn zu stabilisieren scheitern hier jedoch. 
Das Schulgesetz und die Personalzuweisungen bieten Freiräume, sie rahmen aber zugleich die 
Entwicklung. Oder, wie es Weishaupt 2009 in dieser Zeitschrift ausdrückte, „Recht und eine 





Altrichter, H./Maag Merki, K. (2010): Steuerung der Entwicklung des Schulwesens. In: H. 
Altrichter/ K. Maag Merkis (Hrsg.): Handbuch Neue Steuerung im Schulsystem: S.15-39). 
Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften. 
Berkemeyer, N. (2010): Die Steuerung des Schulsystems – Theoretische und praktische 
Explorationen. Wiesbaden: VS-Verlag. 
Döbert, H./ Führ, C. (1998). Zu Entwicklungen in den neuen Ländern zwischen 1990 und 1995. 
In C. Führ & C. L. Furck (Hrsg.), Handbuch der deutschen Bildungsgeschichte. München: 
C. H. Beck, S. 377-389). 
KMK (2011): Allgemein bildende Schulen in Ganztagsform in den Ländern in der 
Bundesrepublik Deutschland – Statistik 2005 bis 2009. Abrufbar unter: 
http://www.kmk.org/fileadmin/pdf/Statistik/GTS_2009_Bericht_Text.pdf. 
KMK (2007): Allgemein bildende Schulen in Ganztagsform in den Ländern in der 
Bundesrepublik Deutschland – Statistik 2002 bis 2005. Abrufbar unter: 
http://www.kmk.org/fileadmin/pdf/Statistik/GTS_2005.pdf. 
Lange, S./Schimank, U. (2004): Governance und gesellschaftliche Integration. In: Lange, 
S./Schimank, U. (Hg.): Governance und gesellschaftliche Integration. Wiesbaden, S. 9–44. 
Mayntz, R./Scharpf, F. W. (1995): Steuerung und Selbstorganisation im staatsnahen Sektor. In: 
Mayntz, R./Scharpf, F. W. (Hrsg.): Gesellschaftliche Selbstregelung und politische 
Steuerung. Frankfurt amMain: Campus, S. 9–38. 
Quellenberg, H. (2008). Ganztagsschule im Spiegel der Statistik. In H. G. Holtappels, E. 
Klieme, T. Rauschenbach, & L. Stecher (Hrsg.), Ganztagsschule in Deutschland. Ergebnisse 
der Ausgangserhebung der „Studie zur Entwicklung von Ganztagsschulen“, Weinheim: 
Juventa, S. 14-37. 
Terhart, Ewald (2002): Wie können die Ergebnisse von vergleichenden Leistungsstudien 
systematisch zur Qualitätsverbesserung in Schulen genutzt werden?. In: Zeitschrift für 
Pädagogik, Jg. 48, H.1:91-100. 
Terhart, Ewald (2000), Zwischen Aufsicht und Autonomie. Geplanter und ungeplanter Wandel 
im Bildungsbereich. In: Neue Sammlung 40 Heft 1:123-140.  
Tillmann, K-J./Dedering, K./Kneuper, D./Kuhlmann, C./Nessel, I. (2008): PISA als 
bildungspolitisches Ereignis. Fallstudie in vier Bundesländer, Wiesbaden: VS.  
TKM (Thüringer Kultusministerium) (2008): Pressemitteilung. Abrufbar unter: 
http://www.yumpu.com/de/document/view/12540840/seite-1-von-2-pressemitteilung-
25022008-http-wwwthueringende- 
Weishaupt, H. (2009): Finanzierung und Recht als Ansatzpunkte schulpolitischer Steuerung. 
Eine Ideenskizze“. In: Die Deutsche Schule, Jg. 101, H.3, S.217-223. 
Wiezorek, C./ Stark, S./Dieminger, B. (2011): "Wissen Sie, die Infrastruktur ist einfach nicht 
so, dass ich aus dem Vollen schöpfen kann" - Ganztagsschulentwicklung in ländlichen 
Räumen. In: Zeitschrift für Erziehungswissenschaft (14) 3: 109-124. 














Ehrenwörtliche Erklärung  
Ich erkläre hiermit, dass mir die geltende Promotionsordnung der Friedrich-Schiller-
Universität Jena bekannt ist. Es wurden von mir keine Textabschnitte eines Dritten oder 
eigener Prüfungsarbeiten ohne entsprechende Kennzeichnung übernommen. Alle von mir 
benutzten Hilfsmittel, persönlichen Mitteilungen und Quellen wurden in der Arbeit 
angegeben.  
 
Ferner erkläre ich, dass ich die vorliegende Arbeit ohne unzulässige Hilfe Dritter angefertigt 
habe. Die Arbeitsanteile der Personen, mit denen gemeinsam einige der eingereichten 
Schriften entstanden, wurden pflichtgemäß aufgeführt. Weitere Personen waren an der 
inhaltlich-materiellen Erstellung der Arbeit nicht beteiligt. Insbesondere habe ich nicht die 
Hilfe eines Promotionsberaters in Anspruch genommen; auch haben Dritte weder unmittelbar 
noch mittelbar geldwerte Leistungen von mir erhalten, welche in einem Zusammenhang mit 
dem Inhalt der vorgelegten Dissertation stehen. 
 
Die vorliegende Dissertation wurde von mir noch nicht als Prüfungsarbeit für eine staatliche 
oder andere wissenschaftliche Prüfung eingereicht; auch wurde diese Arbeit oder Teile von 















1) Stark, S.: Governance-Mechanismen im Praxistest. Steuerungstheoretische Kategorien am 
Beispiel einer Ganztagsschulentwicklung in Thüringen. [Eingereicht in der Fachzeitschrift 
Die Deutsche Schule.]  
 
2) Stark, S. (2013):  Ein blinder Fleck in der Ganztagsschulforschung? Unterschiedliche 
rechtliche Rahmenbedingungen für die Gestaltung schulischer Ganztagsangebote in den 
Ländern. In: Recht der Jugend und des Bildungswesens, Ausgabe 3, S. 330-342.  
 
3) Dieminger, B./Wiezorek, C./ Stark, S./ Busch, C. /Dethloff, M. (2013): Ganztagsschule in 
ländlichen Räumen - Ein Forschungsbericht. In: Jahrbuch Ganztagsschule, hrsg. v. Stefan 
Appel, Ulrich Rother; WS-Verlag Schwalbach/Ts, S.98-114. 
 
4) Wiezorek, C./Dieminger, B./Hörnlein, S./Stark, S. (2012): Ganztagsschule und 
Jugendarbeit in ländlichen Räumen. Zur (Un-)Möglichkeit von Kooperationen. 
Opladen/Farmington Hills. 
 
5) Wiezorek, C./ Stark, S./ Dieminger, B. (2011): „Wissen Sie, die Infrastruktur ist einfach 
nicht so, dass ich aus dem Vollen schöpfen kann“ – Ganztagsschulentwicklung in 
ländlichen Räumen. In: Zeitschrift für Erziehungswissenschaft, Heft 3, S. 109-124. 
 
6) Wiezorek, C./ Stark, S.: Jugend und der Wandel der Arbeitswelt. Zur Notwendigkeit eines 
jugendtheoretischen Perspektivwechsels: Jugend als Bewältigung von Abhängigkeit. In: 
Heitmeyer, W./ Mansel, J./ Olk, T. (Hrsg.) (2011): Individualisierung von Jugend. 
Weinheim und Basel: 85-95.  
 
7) Wiezorek, C./ Stark, S. 2010): Nicht für die Schule, für das Leben lernen. Schulische 
Anerkennung in Zeiten ergebnisorientierten Lernens. In: Soeffner, H.G. (Hrsg.): 
Unischere Zeiten. Verhandlungsband des 34. DGS-Kongresses. Zwei Bände und eine CD. 
Wiesbaden: CD-ROM: Ad-hoc-Gruppe: Unsichere Anerkennung: 1-10. 
 
8) Stark, S./ Wiezorek, C. (2009): Der Bildungsauftrag der Schule und fachbezogene 
Bildungsstandards. In: Böttcher W./ Dicke, J.N./ Ziegler, H. (Hrsg.): Evidenzbasierte 





gemeinsam mit B. Dieminger: Ganztagsschulentwicklung unter Bedingungen der 
Ländlichkeit; Vortrag im Rahmen des Symposiums der AG Ländliche Räume und 
lebenslanges Lernen? Anfragen an erziehungswissenschaftliche Teildisziplinen und ihre 
Forschung. DGfEKongress Kassel. 
 
2009: 
gemeinsam mit C. Wiezorek: „Vor dem Hintergrund der jeweils gegebenen Bedingungen 
das Optimale realisieren“ – Jugend als Bewältigung von Abhängigkeit. Vortrag auf der 
Tagung des Zentrums für Kindheits- und Jugendforschung der Universität Bielefeld in 
183 
 
Zusammenarbeit mit der Sektion Jugendsoziologie der DGS am 17.September 2009, 
Bielefeld. 
 
gemeinsam mit C. Wiezorek und B. Dieminger: Die Einbettung der Kooperation von 
Jugendhilfe und Schule in bundeslandspezifische Rahmungen und Traditionslinien im 
Hinblick auf die Ganztagsschulentwicklung. Vortrag auf der Fachtagung der 
Universitäten Halle und Potsdam „Kooperation als Beitrag zur Weiterentwicklung von 
Ganztagsschulen“ am 12. Oktober 2009, Potsdam. 
 
2008: 
gemeinsam mit C. Wiezorek: Der Bildungsauftrag der Schule und fachbezogene 
Bildungsstandards. Vortrag auf der Herbsttagung der KBBB der Sektion „Empirische 
Bildungsforschung“ der DGfE: „Wirkungsevaluation und evidenzbasierte Bildungspolitik 
und -praxis“ am 01. Oktober 2008, Münster.  
 
gemeinsam mit C. Wiezorek: Nicht für die Schule, für das Leben lernen – Schulische 
Anerkennung in Zeiten ergebnisorientierten Lernens. Vortrag auf dem 34. Kongress der 







Geburtstag:   07. September 1977 in Suhl 
Familienstand: ledig, zwei Töchter 
 
Schule: 
1984-1991   POS „Marschall Shukow“ in Suhl  
1991-1996  Gymnasium „Carl Fiedler“ in Suhl   
 
universitäre Ausbildung und Anstellungen:  
04/1998 - 09/1998  Betriebswirtschaftslehre, Friedrich-Schiller-Universität 
    Jena (FSU) 
10/1998 - 9/1999 Erziehungswissenschaft (HF) Philosophie & Psychologie (NF) 
10/1999 - 09/2005 Soziologie (HF) Philosophie & Erziehungswissenschaft (NF)  
09/2003-05/2004 University of Limerick (Irland) 
09/2005  Abschluss des Magisterstudiums: Gesamtnote „gut“ (1,6) 
Thema der Abschlussarbeit: „Evaluation der Sozialwissen- 
wissenschaften am Beispiel der Soziologie“  (Note:1,3) 
 
06/2006 – 04/2008     Koordinator für die Einführung von Bachelor- und Master-   
studiengängen am Institut für Erziehungswiss. in Jena 
04/2007  Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Sozial- 
   pädagogik und außerschulische Bildung   
05/2008 – 11/2009     Koordinator für die Einführung des Jenaer Modells der  
   Lehrerbildung am Zentrum für Lehrerbildung 
09/2008 – 11/2009 Mitarbeiter im BMBF geförderten Drittmittelprojekt „Ganztagsschule  
in ländlichen Räumen“ 
09/2008 – 11/2009     Arbeitsgruppenmitglied zur Verbesserung des Studien- und  
Prüfungsverwaltungsprogramm an der Universität Jena 
09/2009 – 11/2009     stellv. Studiengangsverantwortlicher für das erziehungswiss.  
                                   Studium im Lehramt der Universität Jena  
 
Berufliche Tätigkeiten außerhalb des universitären Bereichs  




11/2009 – 12/2014     Referent im Leitungsbereich des Thüringer Ministeriums für  
Bildung, Wissenschaft und Kultur 
12/2015 – 09/2016     Referent im Ministerium für Bildung, Jugend und Sport im Referat für  
Eigenverantwortliche Schule, Bildungsplanung, Schulentwicklung  
sowie im Referat für Gemeinschaftsschulen, ganztägige 
Bildungsangebote, Sprachförderung, Migration  
seit 09/2016                Referent im Leitungsbereich des Thüringer Ministeriums für  






Weimar, den   . Juni 2018 
 
 
